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„Europa. Jetzt aber richtig!“
Was in der Europäischen Union (EU) entschieden wird, be-
trifft uns alle – die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
die Bürgerinnen und Bürger und die Gesellschaft als Gan-
zes. Vieles von dem, was wir inzwischen als selbstverständ-
lich wahrnehmen – offene Grenzen, Freizügigkeit, soziale 
Grundrechte – haben wir auch und vor allem der EU zu ver-
danken!
Diese Errungenschaften müssen wir endlich wieder stär-
ker ins Bewusstsein der Menschen rücken. Denn neben 
den gemeinsamen Grundwerten gibt es zahlreiche kon-
krete Beispiele, die zeigen, wie die EU unser Leben täg-
lich positiv beeinflusst: Dank der Freizügigkeit können wir 
nicht nur in anderen EU-Staaten Urlaub machen, sondern 
auch in anderen Ländern arbeiten. Dank der EU gibt es 
begrenzte Wochenarbeitszeiten und Ansprüche auf Ru-
hepausen. Als Bürgerin oder Bürger der EU müssen Sie 
nur in einem Land Sozialversicherungsbeiträge zahlen –  
Ihre Beitragszeiten in anderen EU-Staaten werden an-
gerechnet. Europäische Betriebsräte sorgen für mehr 
grenzüberschreitende Mitbestimmung, und die Betriebe 
profitieren vom gemeinsamen Binnenmarkt, weil Grenz-
kontrollen und Zölle wegfallen. Das macht den Handel 
von Waren, Dienstleistungen und Kapital innerhalb der 
EU einfacher. Vor allem aber: Viele Ziele, die sich die EU 
bei ihrer Gründung gesteckt hatte, sind heute erfüllt, aber 
keineswegs gesichert und müssen verteidigt werden: Die 
EU hat unserem Kontinent und unseren Gesellschaften 
jahrzehntelangen Frieden und großen Wohlstand ermög-
licht.
Wir Gewerkschaften haben die europäische Integration 
von Anfang an unterstützt. Aber auch wir sind bei weitem 
nicht mit allem zufrieden, was in der EU passiert. Denn die 
EU ist seit Jahren krisengeplagt: Im Kontext einer radikal 
veränderten Weltlage ist Europa mit der nicht bewältigten 
Wirtschafts- und Finanzkrise, einer viel zu hohen Arbeitslo-

sigkeit und einer bedingungslosen Sparpolitik konfrontiert. 
Es wurde keine europäische Antwort auf die Flüchtlingskri-
se gefunden, und die negativen Folgen des Brexit-Votums 
sind kaum abzuschätzen. Die völlig unzureichende Krisen-
politik hat wiederum die mangelnde Kooperationsbereit-
schaft, wachsende Selbstbezogenheit der Mitgliedsstaaten 
und die Webfehler der EU offenbart. 
Es muss in Zukunft sichergestellt sein, dass die sozialen 
Grundrechte der Menschen Vorrang haben vor den wirt-
schaftlichen Freiheiten der Märkte und Unternehmen. Die 
EU muss der Garant für einen sozialen Mindestschutz und 
eine stetige Verbesserung der Lebens- und Arbeitsverhält-
nisse sein. Europa muss gute Arbeit schützen! Nur dann 
wird sie das Vertrauen der Menschen zurückgewinnen und 
populistische und nationalistische Strömungen schwächen. 
Und nur so werden wir in der EU die künftigen Herausfor-
derungen meistern können.
Um Frieden und Wohlstand zu bewahren, können einzelne 
Nationalstaaten in Europa alleine kaum etwas bewirken. 
Auch deswegen brauchen wir eine starke und solidarische 
EU. Für den DGB und die Mitgliedsgewerkschaften ist das 
klare Bekenntnis zu Europa eine Angelegenheit der Ver-
nunft, aber auch des Herzens. Wir wollen die EU, aber wir 
wollen ein anderes Europa: ein soziales, solidarisches, ge-
rechtes! Dafür machen wir uns stark.
Die Gewerkschaften werden zusammen mit der Zivilge-
sellschaft und allen engagierten demokratischen Kräften 
dafür kämpfen, dass die EU ihren Kurs ändert. Dafür müs-
sen wir am 26. Mai ein starkes Signal setzen. Wir rufen alle 
Menschen auf, von ihrem Wahlrecht Gebrauch zu machen 
und pro-europäische und demokratische Parteien zu wäh-
len. Wir brauchen Europa. Jetzt aber richtig!

Reiner Hoffmann, 
DGB-Vorsitzender
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Ein Europa für alle
Die Europawahl entscheidet über die Zukunft der Europäi-
schen Union. Ein gutes Abschneiden von Nationalisten und 
Rechtsextremen könnte der Anfang vom Ende der Union 
sein. Um den Vormarsch der Nationalisten zu verhindern, 
hat sich ein breites Bündnis zivilgesellschaftlicher Organisa-
tionen gebildet, das dazu aufruft, am 19. Mai europaweit 
gegen Nationalismus und Rassismus und für ein demokra-
tisches, friedliches und solidarisches Europa auf die Straße 
zu gehen. In Deutschland sind Demonstrationen in Berlin, 
Frankfurt a. M., Köln, Hamburg, Leipzig, München und 
Stuttgart geplant. In dem Aufruf heißt es etwa: „Wir hal-
ten dagegen, wenn Menschenverachtung und Rassismus 
gesellschaftsfähig gemacht, Hass und Ressentiments ge-
gen Flüchtlinge und Minderheiten geschürt werden.“ Dem 
Bündnis gehören unter anderem Attac, Pro Asyl und Mehr 
Demokratie an. Neben der GEW zählen auch der Bund 
für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Green-
peace, der Deutsche Kulturrat, Oxfam sowie die SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und Die Linke zu den Unterstützern.

EU-Wahl, einfach erklärt
Zur Europawahl am 26. Mai hat die Bundeszent-
rale für politische Bildung (bpb) die Publikationen 
„Europa. Ein Heft über die Europäische Union“ 
und „Europa wählt. Ein Heft über die Europawahl 
2019“ veröffentlicht. Diese Hefte sind in einfacher 
Sprache verfasst. In der Publikation „Europa“ wird 
erläutert, wie die Europäische Union (EU) unser Leben in vielen 
Bereichen des Alltags beeinflusst. Dabei werden Fragen geklärt, 
was die EU überhaupt ist und wer in der EU entscheidet. Im 
zweiten Angebot der bpb „Europa wählt“ wird erklärt, wer bei 
der Europawahl gewählt wird und wie die Wahl abläuft. Zudem 
werden der Wahlkampf, Konflikte in Europa und die Bedeutung 
der Wahl thematisiert. „Europa“ und „Europa wählt“ sind in der 
Reihe „einfach POLITIK:“ erschienen. In diesen Heften sind die 
Sätze kurz, die Bilder als Hilfen für das Textverständnis gestal-
tet, Fachbegriffe werden eingeführt und erklärt. Mit der Reihe 
„einfach POLITIK:“ sollen Menschen, die mit dem Lesen oder 
Lernen Schwierigkeiten haben, ermutigt werden, sich über Poli-
tik zu informieren. Alle Publikationen der Reihe können unter  
www.bpb.de/shop/einfach-politik online bestellt oder in den 
Medienzentren der bpb in Bonn und Berlin kostenfrei abge-
holt werden. Zudem sind die Inhalte auch als Hörangebote 
verfügbar unter: www.bpb.de/politik-einfach-fuer-alle

Ausgaben der Hochschulen deutlich gestiegen 
Mit gut 54 Milliarden Euro haben die deutschen Hochschulen 
im Jahr 2017 einen Rekord bei den Ausgaben verzeichnet. Die-
se legten im Vergleich zu 2016 um 4,1 Prozent zu. Die Ausga-
ben der Universitäten lagen 2017 bei 21,3 Milliarden Euro, ein 
Zuwachs von 4 Prozent. Die Ausgaben der Fachhochschulen 
erhöhten sich überproportional stark um 6 Prozent auf 7 Mil-
liarden Euro. Zu 53 Prozent sind die Hochschulen eigenfinan-
ziert. Diese Einnahmen stiegen 2017 um 5 Prozent auf 28,8 
Milliarden Euro. Der Großteil (19,2 Milliarden Euro) stammt 
aus Entgelten für die Krankenbehandlung. An sogenannten 
Drittmitteln warben die Hochschulen 7,9 Milliarden Euro ein – 
ein Plus von 5 Prozent gegenüber 2016. Dieses Geld kommt 
unter anderem von der Deutschen Forschungsgemeinschaft, 
dem Bund oder aus der Wirtschaft. Deren Anteil sank jedoch 
um 1 Prozent auf 1,4 Milliarden Euro. 

175 Millionen Kinder ohne Vorschulbildung
Weltweit haben mindestens 175 Millionen Kinder keinen Zu-
gang zu vorschulischer Bildung. Damit wird rund die Hälfte 
aller Drei- bis Sechsjährigen nicht vor dem Schulbeginn geför-
dert, in den ärmsten Ländern der Welt erhält sogar nur jedes 
fünfte Kind eine vorschulische Bildung. Das geht aus einer Stu-
die hervor, die das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen An-
fang April veröffentlichte. Während etwa in Deutschland und 
den meisten anderen westeuropäischen Ländern fast jedes 
Kind Vorschulbildung erhält, waren es beispielsweise in Bur-
kina Faso 2017 nur 4 Prozent. Die Hauptursachen für fehlende 
frühkindliche Bildung sind laut Unicef Armut und der Bildungs-
stand der Mutter, außerdem Kriege und Katastrophen. Unicef 
fordert alle Regierungen auf, mindestens 10 Prozent ihres Bil-
dungsetats in frühkindliche Förderung zu investieren. 2017 sei-
en es im globalen Durchschnitt nur etwa 7 Prozent gewesen. 
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Engagierte Personalräte gesucht 
An „Baustellen“ im öffentlichen Dienst herrscht kein Mangel. 
Gefragt sind mehr denn je Personalvertretungen, die Defizite 
klar benennen und konstruktiv für bessere Arbeitsbedingun-
gen sorgen. Der „Deutsche Personalräte-Preis“ würdigt den 
Einsatz von Personalräten. Er ist eine Initiative der Zeitschrift 
„Der Personalrat“ und wird in Kooperation mit dem DGB aus-
gelobt. Teilnehmen können Personalvertretungen mit ihren 
Initiativen und Projekten aus den Jahren 2017 bis 2019 sowie 
einzelne Personalratsmitglieder, Gremien und dienststellen-
übergreifende Personalratskooperationen. Mitmachen kön-
nen darüber hinaus auch Jugend- und Auszubildenden- sowie 
Schwerbehindertenvertretungen – diese jeweils über den 
Personalrat ihrer Dienststelle. Bewerbungsschluss ist der 31. 
Mai. Weitere Infos: www.dprp.de

Dullien löst Horn ab  
Prof. Sebastian Dullien ist seit dem 1. April neuer wissenschaft-
licher Direktor des Instituts für Makroökonomie und Konjunk-
turforschung (IMK) der Hans-Böck-
ler-Stiftung. Der 43-Jährige, bislang 
Professor für Volkswirtschaftslehre 
an der Hochschule für Technik und 
Wirtschaft in Berlin, war zeitweise 
auch als Journalist und Redakteur 
bei der Financial Times Deutsch-
land tätig. Er löste den bisherigen 
IMK-Direktor Gustav Horn, 65, ab, 
der das Institut seit dessen Grün-
dung 2005 geleitet hatte. Prof. Sebastian Dullien
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Keine Lust auf unser Online-Formular? Fordern Sie den Prämienkatalog an!
Per E-Mail: mitglied-werden@gew.de   |   Per Telefon: 0 69 / 7 89 73-211 

oder per Coupon:

#

Bitte den Coupon vollständig ausfüllen und an folgende Adresse senden:
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, Reifenberger Straße 21, 60489 Frankfurt a. M., Fax: 0 69 / 7 89 73-102

Vorname/Name

Straße/Nr.

PLZ/Ort

GEW-Landesverband

Telefon Fax

E-Mail

Neues Mitglied werben und Prämie online anfordern 
www.gew.de/praemienwerbung * Dieses Angebot gilt nicht für Mitglieder  

des GEW-Landesverbandes Niedersachsen.

Mitmachen lohnt sich ...
... für jedes neu geworbene GEW-Mitglied erwartet Sie das Holzspiel „KUBB“.*
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Prämie des Monats Mai:
Holzspiel „KUBB“

Wer schon immer mal einen König stürzen wollte und Teamspiele im Freien liebt, braucht Kubb. 
Beim sogenannten Wikingerschach geht es um Treffsicherheit und gute Nerven.



Headline
// Autor_Einleitung //

Fließtext

Autor_klein

Summary

Europa – Chance für die 
junge Generation!

Fast drei Viertel der 18- bis 24-jährigen Briten 
stimmten beim Brexit-Referendum vor knapp 
drei Jahren für den Verbleib des Landes in der 
Europäischen Union. Vor allem unter jungen 
Schotten (Bild: Remain-Aktivisten in Glasgow) 
ist die Pro-Europa-Haltung stark ausgeprägt. 
Allerdings lag die Wahlbeteiligung in dieser 
 Altersgruppe auch nur bei rund einem Drittel.
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// Kurz vor der Europawahl scheint 
die junge Generation politischer 
zu sein als je zuvor. Ist sie auch 
europäischer? Was bedeutet 
ihr Europa und in welcher Euro-
päischen Union (EU) wollen die 
jungen Menschen leben? //

Sana, was bedeutet es für dich, euro-
päisch zu sein? Bevor Sana Totté die 
Frage beantwortet, geht die 17-Jährige 
mit den dunklen Locken gemeinsam 
mit etwa 300 jungen Menschen auf 
der Straße in die Knie. Sie lassen ihre 
Stimmen anschwellen wie vor einer La-
Ola-Welle, dann springen sie auf und 
rennen johlend los, schießen in der war-
men Märzsonne vorwärts wie ein Pfeil.
Seit Monaten gehen Jugendliche welt-
weit auf die Straße statt in die Schule, 
um für Klimaschutz zu demonstrieren, 
inspiriert von der 16-jährigen Schwedin 
Greta Thunberg und unter dem Motto 
„Fridays for Future“. In Brüssel, hier ist 
Sana dabei, wird allerdings schon don-
nerstags gestreikt. Vielleicht, damit es 
die Europa-Abgeordneten und Kommis-
sare mitbekommen, bevor viele von ih-
nen übers Wochenende in ihre Heimat-
länder reisen. An der Europawahl (und 
der zeitgleich stattfindenden belgischen 
Parlamentswahl) am 26. Mai darf Sana 
noch nicht teilnehmen, sie wird erst im 
Sommer 18 Jahre. Aber sie macht ihre 
Stimme hörbar, hier, auf der Straße in 
der Hauptstadt Belgiens und Europas. 
Als die Demonstranten wieder von Lauf- 
zu Schrittgeschwindigkeit wechseln, 
sagt Sana: „Europäisch zu sein bedeu-
tet, Teil von etwas Größerem zu sein.“ 
Sie fühlt sich als Belgierin, aber auch 
als Europäerin, sie genießt die Bewe-
gungsfreiheit und die offenen Grenzen. 
Von ihrem Vater weiß sie, dass das kei-
ne Selbstverständlichkeit ist: Er kommt 
aus dem Senegal. Wenn er in ein Nach-
barland wollte, musste er Checkpoints 
passieren. „Wenn ich mir vorstelle, das 
wäre hier so …“, sagt Sana und spricht 
dann nicht weiter. Vielleicht, weil es für 
sie unvorstellbar ist.
Sana gehört zu einer Generation, die 
kein anderes Europa kennt als ein ge-
eintes. Als sie geboren wurde, war das 
Schengen-Abkommen seit sechs Jahren 
in Kraft, als sie ein halbes Jahr alt war, 
wurde der Euro eingeführt, bevor sie 

drei wurde, vergrößerte sich die EU um 
zehn Länder, als sie fünf war um zwei 
weitere. Ab dann wuchs Sana allerdings 
auch in eine Zeit der europäischen Kri-
sen hinein: Finanz- und Wirtschaftskri-
se 2008/2009, Flüchtlingskrise 2015, 
Brexit-Referendum 2016. Jetzt, kurz vor 
ihrer Volljährigkeit, rütteln Nationalisten 
und Rechtspopulisten am Fundament 
der EU. „Es gibt eine Krise der Demokra-
tie, und der Aufstieg der Rechten ist eine 
Schande“, sagt Sana. Wenn sie am 26. 
Mai wählen dürfte, würde sie das tun. 

Junge wollen mitbestimmen
Die europäische Jugend wird oft als 
„politikverdrossen“ bezeichnet – und 
dass bei der Europawahl 2014 nur 28 
Prozent der 18- bis 24-Jährigen* abge-
stimmt haben, scheint das zu bestä-
tigen. Wenn man 2019 auf die Straße 
blickt, sieht man allerdings viele politi-
sche Jugendliche: bei den Schulstreiks 
wie dem in Brüssel oder dem weltwei-
ten am 15. März, als in 2.000 Städten für 
Klimaschutz demonstriert wurde – mit 
Schwerpunkt in Europa (s. E&W 4/2019). 
Oder bei den Protesten mit Hunderttau-
senden Teilnehmenden gegen die eu-
ropäische Urheberrechtsreform am 23. 
März. Die Jungen fordern die Politik he-
raus, kritisieren sie, wollen mitbestim-
men. Dass sie gehört werden wollen, 
belegt auch eine aktuelle Umfrage**, 
die der Brüsseler Think-Tank FEPS (Foun-
dation for European Progressive Stu-
dies) unter 10.000 18- bis 35-Jährigen 
in zehn EU-Staaten durchgeführt hat: 55 
Prozent finden, dass die Abgeordneten 
die Bedürfnisse und Meinungen junger 
Menschen nicht ernst genug nehmen, 
85 Prozent fordern, dass die EU junge 
Menschen stärker an Entscheidungen 
und Prozessen beteiligt. 
Wird diesmal also alles anders? Wer-
den die jungen Europäer wählen, weil 
sie den älteren die EU nicht überlassen 
wollen? Bedeutet Europa ihnen mehr 
als „nur“ offene Grenzen? Ist die EU für 
sie eine Selbstverständlichkeit oder et-
was, das verteidigt werden muss?
Spricht man mit Teilnehmern der Kli-
mademo in Brüssel oder mit deutschen 
Schülerinnen und Studierenden über die 
EU, hört man einige Punkte immer wie-
der: Sie schätzen die Sicherheit und die 
Freiheit, die der Schengen-Raum und die 

Währungsunion ihnen bieten. Aber sie 
äußern auch Kritik: dass das politische 
Europa zu weit weg ist von den Wün-
schen der Bevölkerung, sich abschottet 
und seinen sozialen und humanitären 
Fokus verliert. Sie wünschen sich ein Eu-
ropa, das weniger Wirtschaftsunion und 
mehr soziale Gemeinschaft ist. Die Orga-
nisation der Europapolitik in Brüssel fin-
den sie zu kompliziert. 
Für die 15-jährige Jimena Castro bedeu-
ten offene Grenzen mehr als nur Reise-
freiheit, sie bedeuten Heimat. Jimena 
wohnt in den Niederlanden und pen-
delt jeden Morgen in ihre Schule nach 
Deutschland. „Sollte der Brexit nur der 
erste Schritt sein und die EU nach und 
nach auseinanderbrechen – ich müsste 
mein ganzes Leben umkrempeln“, sagt 
Jimena. Sie weiß, dass die Entscheidun-
gen des Europas von heute große Aus-
wirkungen auf das Europa von morgen 
haben werden, deswegen ist auch sie 
bei „Fridays for Future“ dabei. „Auch 
wenn einige Politiker und Politikerin-
nen das nicht glauben, wir verstehen 
ganz genau, was die Klimakrise ist, und 
uns läuft die Zeit davon“, sagt Jimena. 
Sie wünscht sich eine klimafreundliche 
EU-Politik, mehr europäische politische 
Bildung in der Schule und dass die Be-
deutung der europäischen Gemein-
schaft jungen Europäern durch mehr 
Austausch näher gebracht wird. „Ich 
möchte in einem Europa mit einer star-
ken Gemeinschaft leben“, sagt sie. >>>
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Parlamentsmitarbeiter Adam Mouchtar 
hat vor zehn Jahren das Netzwerk EU40 
für junge EU-Abgeordnete gegründet.
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Ben Cremer ist 18 und seit kurzem poli-
tisch aktiv – wegen der bevorstehenden 
Europawahl und weil ihn Themen wie 
Klimaschutz oder die Urheberrechtsre-
form umtreiben. Er ist der SPD beige-
treten – einer Partei also, deren Alters-
durchschnitt bei 60 Jahren liegt. „Der 
jungen Generation wird häufig vorge-
worfen, sie sei nicht politisch. Das sehe 
ich anders“, sagt Ben. „Sie ist viel poli-
tischer und europäischer als ältere Ge-
nerationen. Aber die jungen Menschen 
müssen aktiv werden, denn die Politiker 
können und wollen ihre Themen nicht 
diskutieren.“

Unterschätztes Potenzial
Eine andere Entwicklung beschreibt der 
Soziologe Jochen Roose. Er ist Koordi-
nator für Umfragen und Parteienfor-
schung an der Konrad-Adenauer-Stif-
tung und forscht zu Partizipation und 
der europäischen Integration. „Studien 
zeigen, dass die jüngere Generation 
bis 30 eher unterdurchschnittlich po-
litisch interessiert ist“, sagt Roose***. 

Im Vergleich zu Älteren hätten junge 
Menschen weniger Interesse an insti-
tutioneller Politik, das heißt an Wahlen 
oder Mitgliedschaften in Parteien. Was 
bei „Fridays for Future“ so aussehe, als 
ginge eine gesamte Generation auf die 
Straße, sei nur die Mobilisierung einer 
Minderheit. „Die meisten Kinder der 
Altersgruppe gehen jeden Freitag in die 
Schule – einige davon auch, weil sie das 
Thema nur begrenzt interessiert“, sagt 
Roose. Trotzdem dürfe man das Poten-
zial dieser Bewegung nicht unterschät-
zen. Aktuell ließen sich die Folgen der 
Klimademos zwar noch nicht absehen, 
weil sie indirekt und über lange Zeit wir-
ken, aber das große mediale Interesse 
sei ein Erfolg, die Bewegung könne viel-
leicht tatsächlich zu einer langfristigen 
Politisierung und zur inhaltlichen Ausei-
nandersetzung mit Politik führen. 
An einem milden Abend Mitte März 
trifft sich der Stammtisch der Kölner 
Volt-Ortsgruppe an drei zusammen-
geschobenen Stehtischen in einer Eck-
kneipe im Studentenviertel der Stadt. 

An der großen Fensterscheibe hinter 
den mit Flyern übersäten Stehtischen 
hängt ein violettes Stoffbanner, auf 
dem in weißen Großbuchstaben „Volt“ 
steht. Was als Bewegung begann, ist 
mittlerweile die erste paneuropäische 
Partei – gegründet von drei jungen Eu-
ropäern. Ihr Programm verfolgt einen 
gesamteuropäischen Ansatz, der unab-
hängig von parteipolitischen Frontlini-
en ist. In Deutschland ist Volt seit März 
2018 eine eingetragene Partei. Beim 
Kölner Stammtisch sind die Mitglieder 
heute zu fünft. Ein junges Pärchen und 
ein älteres Ehepaar kommen dazu, um 
sich über die Partei zu informieren. Die 
meisten hier engagieren sich erst seit 
kurzem politisch.
Eileen O’Sullivan ist 23, Studentin und 
Kandidatin für Volt bei der Europawahl. 
Sie ist in Deutschland geboren und auf-
gewachsen, ihr Vater ist Ire, ihre Mut-
ter Türkin. Sie glaubt, dass europäische 
Politik nicht national gedacht werden 
kann. Sie will sich nicht nur für ein Land 
politisch engagieren – sie wüsste auf-
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grund ihrer Herkunft auch nicht, wel-
ches es sein sollte.
Eileen glaubt, dass junge Menschen 
gerade lernen, Verantwortung zu über-
nehmen. Die Krisen der vergangenen 
Jahre und die lauter werdenden anti-
europäischen Stimmen hätten sie wach 
gerüttelt. Bisher konnten sie alle Frei-
heiten der EU genießen – und jetzt mer-
ken sie, dass ihre stille Zuversicht fatale 
Folgen haben könnte. „Wir wollen nicht 
in einer Gesellschaft leben, in der es wie-
der salonfähig wird, fremdenfeindliche 
oder rassistische Dinge zu sagen“, stellt 
Eileen fest. „Wir sind Europäer, unsere 
Freunde kommen aus Frankreich, Eng-
land, Belgien und Portugal.“ Sie glaubt 
auch, dass es mehr junge Menschen in 
der europäischen Politik braucht, denn 
bisher würden diese einfach nicht be-
rücksichtigt. „Unsere Generation wird 
in ihrer Kompetenz nicht wahrgenom-
men, etablierte Politiker positionieren 
sich gegen politisch aktive Jugendliche, 
und gleichzeitig wird geschimpft, dass 
die Erstwähler nicht wählen gehen.“ 

Manchmal hat Eileen das Gefühl, dass 
die Alten Angst davor haben, ihre Macht 
mit den Jüngeren teilen zu müssen, und 
sie deswegen deren politische Bestre-
bungen als realitätsferne Träumereien 
abtun. Das sei zu kurz gedacht, findet 
sie – schließlich verfolgten die Pro-
Europäer, egal wie alt, alle das gleiche 
Ziel: ein starkes, vereintes Europa. Aus 
diesem Grund müssten die Generatio-
nen mehr miteinander reden und sich 
weniger konfrontativ begegnen, denn 
sie könnten viel voneinander lernen. 
Auf Zusammenarbeit setzt auch Adam 
Mouchtar. Der 42-Jährige arbeitet als Be-
rater im EU-Parlament und hat vor zehn 
Jahren EU40 gegründet, ein Netzwerk 
für junge Abgeordnete. Im März hat 
EU40 ein Training für junge Europawahl-
Kandidatinnen und -Kandidaten angebo-
ten, auch von Volt waren einige dabei. 
Voraussetzung für die Teilnahme war, 
pro-europäisch zu sein – damit hat EU40 
zum ersten Mal eine „ideologische Vor-
gabe“ für eine Veranstaltung formuliert. 
„Weil wir Probleme in Europa haben“, 
begründet Mouchtar diese Entschei-
dung. „Mir ist bewusst geworden, dass 
wir verlieren können – gewinnen wird 
der, der sich besser organisiert.“ 

Mobilisierung von rechts
„Wir“, das sind die Pro-Europäer, die 
Gegenseite die Nationalisten und 
Rechtspopulisten. Denn auch die haben 
Zulauf, und Nachwuchs. Der Spitzen-
kandidat von „Rassemblement Natio-
nale“ etwa, dem früheren „Front Na-
tional“ aus Frankreich, ist 23 Jahre alt. 
Jung zu sein, heißt nicht zwingend pro-
europäisch zu sein. Die FEPS-Umfrage 
hat ergeben, dass 80 Prozent der 18- bis 
35-Jährigen die EU positiv sehen – das 
bedeutet aber auch, dass ein Fünftel 
dieser Altersgruppe das anders sieht.
Mouchtar ist es wichtig, dass Menschen 
durch die Politik aktiviert werden. Und 
er sieht mit Sorge, dass diese Kommuni-
kation von rechts erstaunlich gut funkti-
oniert, vor allem in den sozialen Medien, 
mit denen viele junge Wähler erreicht 
werden. Darum setzt er Hoffnungen auf 
die Kandidaten, die beim Training wa-
ren, 20 junge Frauen und Männer aus 
zehn EU-Staaten, von links über liberal 
bis konservativ. „Die Wahlbeteiligung 
der Menschen, die jünger als 30 Jahre 

sind, ist immer weiter gesunken, seit ich 
EU40 mache“, sagt Mouchtar. „Ich hof-
fe, dass sich das ändert, wenn die jun-
gen Menschen sich mit den Politikern, 
die da vorne stehen, identifizieren kön-
nen. Wenn das nur alte, weiße Männer 
sind, finden sich jene nicht wieder, die 
nicht alt, weiß und männlich sind.“
So wie Sana. Sie ist jung, nicht weiß, 
weiblich – und europäisch. Und sie ent-
deckt gerade, dass es sich lohnt, für Eu-
ropa zu kämpfen. „Wir haben es immer 
als selbstverständlich hingenommen“, 
sagt sie bei der Klimademo in Brüssel. 
„Dabei haben wir großes Glück, hier zu 
leben.“

Berit Dießelkämper und Nadja Schlüter, 
Redaktion „jetzt“

*bit.ly/europawahlen2014-pdf
**bit.ly/febs-europa-pdf
***bit.ly/kas-junge-waehler und 
bit.ly/bpb-politikinteresse

Die Idee eines grenzenlosen Europas 
ist älter als die Europäische Union. 
Deutsche und französische Studie-
rende verbrannten im August 1950 
im Niemandsland zwischen Weissen-
burg (franz. Wissembourg) und Sankt 
Germanshof auf der deutschen Seite 
Grenzschranken und Schilder. 

Die 23-jährige Eileen O’Sullivan studiert 
in Frankfurt am Main, ist in Deutschland 
geboren und aufgewachsen, ihr Vater ist 
Ire, ihre Mutter Türkin. Sie will sich nicht 
nur für ein Land politisch engagieren – 
sie wüsste aufgrund ihrer Herkunft auch 
nicht, welches es sein sollte.
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// Die Europäische Union (EU) durchlebt schwierige 
Zeiten. //

Der Brexit und der Aufstieg rechtsnationaler Parteien, die auf 
nationalen Egoismus setzen, sind die Symptome einer tief-
greifenden Krise der Union. Die europäische Wirtschaft ist 
durch eine rigide Sparpolitik und neoliberale Konzepte wie 
den Abbau sozialstaatlicher Leistungen und Lohnkürzungen 
geprägt. Die sozialen Grundrechte werden vielfach verletzt. 
Statt dass sich die Löhne und Gehälter langsam angleichen, 
wird die Einkommenskluft in Europa größer. Mehr als 21 Milli-
onen Arbeitslose in der EU und zu Hoch-Zeiten der Finanzkrise 
über 50 Prozent Jugendarbeitslosigkeit in den südlichen Mit-
gliedsländern haben Europa in den vergangenen zehn Jahren 
geprägt. Ein Viertel der EU-Bürgerinnen und -Bürger ist von 

Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht. Trotz des Export-
weltmeister-Titels hat der deutsche Arbeitsmarkt einen der 
größten Niedriglohnsektoren in Europa. Auch Rassismus und 
Antisemitismus sowie die Untätigkeit weiter Teile der Politik 
gegenüber den Folgen des Klimawandels gefährden in zuneh-
mendem Maße den gesellschaftlichen Zusammenhalt und das 
Vertrauen in die EU. 
Um dieser Entwicklung etwas entgegenzusetzen, rufen der 
DGB und die Mitgliedsgewerkschaften zur Beteiligung an der 
Europawahl am 26. Mai auf und machen sich mit einer Plakat-
aktion („Europa. Jetzt aber richtig!“) für ein soziales, solidari-
sches und gerechtes Europa stark. 

Jürgen Amendt,
Redakteur der „Erziehung und Wissenschaft“

Sozial, solidarisch, gerecht

EUROPA.
JETZT ABER
RICHTIG!

Die beste Wahl für Europa: solidarisch & gerecht.  

Am 26. Mai ist Europawahl. dgb.de/europawahl
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JETZT Aber
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ENTDECKEN SIE EPALE! 
PROFITIEREN SIE VOM 
AKTUELLEN WISSEN IN 
EUROPA. 
EPALE – die größte mehrsprachige Online-Community in Europa für 
Lehrkräfte, Wissenschaftler/innen, Politiker/innen und alle, die beruflich 
mit Erwachsenenbildung in Europa zu tun haben. Vernetzen Sie sich 
kostenlos mit über 50.000 Kolleg(inn)en. Gestalten Sie Europa mit 
und lassen Sie sich inspirieren.

https://ec.europa.eu/epale/de
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// Seit der Finanz- und Eurokrise 
2009 hat sich der Europäische 
Rat zum Powerhouse der Euro-
päischen Union (EU) entwickelt, 
mit Deutschland im Zentrum. Das 
Europaparlament dagegen hat 
an Einfluss verloren. Es muss sich 
endlich wieder als Gegengewicht 
und Kontrollorgan verstehen. //

Die Europawahl naht mit Riesenschrit-
ten. Doch wer glaubt, dass das Europa-
parlament bereits seit Wochen im Wahl-
kampffieber ist, der täuscht sich. Erst am 
15. April, also rund sechs Wochen vor 
der Wahl, endete die fünfjährige Legis-
laturperiode der Straßburger Kammer. 
Bis dahin hatten die 751 Abgeordneten 
alle Hände voll zu tun, um die letzten EU-
Gesetze auf den Weg zu bringen. Selbst 
umstrittene Vorlagen wie die Reform des 
Urheberrechts im Internet wurden noch 
schnell verabschiedet.
Warum die Eile? Die Antwort liegt, je-
denfalls aus Sicht der mächtigen Frak-
tionschefs und Ausschussvorsitzenden, 
auf der Hand: Da niemand weiß, wie 
die Mehrheiten im nächsten Parlament 
aussehen werden, gilt es, noch so viele 
Novellen durchzubringen wie möglich. 
Bei einem Wahlsieg der Populisten und 
Nationalisten, so die Sorge, könnte es 
schwer werden, sich auf Kompromisse 
zu verständigen. 
Die bisher übliche, wenn auch nur infor-
melle „große Koalition“ aus Konservati-
ven und Sozialdemokraten dürfte nach 
der Wahl nicht mehr ausreichen. Viel-
mehr gehen alle Wahlprognosen davon 
aus, dass eine dritte Partei gebraucht 
wird, um pro-europäische Mehrheiten zu 
organisieren. Liberale, Grüne, aber auch 
rechtskonservative EU-Skeptiker könnten 
so zum Zünglein an der Waage werden. 
Das weiß auch Manfred Weber, Spit-
zenkandidat der bisher tonange-
benden Europäischen Volkspar-
tei (EVP).

Bei seinem Wahlkampfauftakt Anfang 
April im Brüsseler Museum für Europäi-
sche Geschichte achtete der CSU-Politi-
ker sorgsam darauf, niemanden vor den 
Kopf zu stoßen. Während die Parteien 
links der Mitte, Liberale eingeschlossen, 
auf einen Lagerwahlkampf setzen – ge-
gen Populisten, Nationalisten und Fein-
de der liberalen Demokratie – möchte 
Weber weiter „Brücken bauen“, wie er 
es nennt. Selbst den Rechtsausleger der 
EVP, Ungarns Ministerpräsident Viktor 
Orban, will er nicht verstoßen.

Machtzentrum Deutschland
Dahinter stecken nicht nur taktische 
Motive. Um zum Kommissionspräsiden-
ten aufzusteigen, braucht Weber eine 
doppelte Mehrheit: im Europaparla-
ment und im Europäischen Rat, in dem 
die Staats- und Regierungschefs der EU 
sitzen. An Orban kommt er also nicht 
vorbei. Die Europawahl ist keine Direkt-
wahl des Kommissionschefs, und die 
Spitzenkandidaten können auch nicht 
sicher sein, am Ende zum Zuge zu kom-
men. Das letzte Wort haben 
die „Chefs“; die Wähler 
verteilen „nur“ die Kar- 
ten im Europa par la-
ment. Bisher war 
das kein Pro blem, 
da die EVP die 
Europa politik 
domi nierte –  
im Rat  
ebenso 

wie im Europaparlament, wo sie die 
größte Fraktion stellt. 
Doch diesmal werden die Karten neu 
gemischt. Die jahrelang unangefoch-
tene Hegemonie der Konservativen 
wankt. Auch die Sozialdemokraten, 
die in der Fraktion S&D zusammen-
geschlossen sind, verlieren an politi-
schem Gewicht. Nach einer Wahlpro-
jektion des Europaparlaments müssen 
sowohl EVP als auch S&D mit Verlus-
ten rechnen. Zudem stellt Frankreichs 
Staatschef Emmanuel Macron das Sys-
tem der Spitzenkandidaten infrage.
Er hält es für undemokratisch, weil es 
keine EU-weiten Kandidatenlisten gibt 
und seine eigene Partei – La Répub-
lique en Marche – keiner der beiden 
großen Fraktionen angehört. Aber auch 
die deutsche Kanzlerin Angela Merkel 
(CDU) macht kein Hehl daraus, dass sie 
Vorbehalte gegen die Spitzenkandida-
ten hat. Wenn Weber weniger Stimmen 
einfährt als der ehemalige EVP-Spitzen-
kandidat Jean-Claude Juncker, dürfte er 
Probleme bekommen. Ein Machtkampf 

Das letzte Wort 
haben die „Chefs“
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zwischen dem Europaparlament und 
den „Chefs“ scheint programmiert.
Bei diesem würden die Staats- und 
Regierungschefs am längeren Hebel 
sitzen. Seit der Finanz- und Eurokrise 
2009 hat sich der Europäische Rat zum 
Powerhouse der EU entwickelt, mit 
Deutschland im Zentrum. Während das 
Kanzleramt und der Deutsche Bundes-
tag immer mehr an Einfluss gewannen – 
man denke nur an die Schuldenkrise in 
Griechenland 2015 – verlor das Euro-
paparlament an Macht. In der Eurokri-
se hatte es gar nichts zu melden, auch 
in der Migrationspolitik konnte es sich 
nicht durchsetzen.

Kontrollinstanz wichtig
Dabei haben die EU-Abgeordneten 
durch aus gute Vorschläge für eine Re-
form der Asyl- und Flüchtlingspolitik 
vorgelegt. Sie könnten schon morgen 
umgesetzt werden, heißt es in Straß-
burg. Doch die Staats- und Regierungs-
chefs spielen nicht mit. Sie ignorieren 
die Vorschläge der Parlamentarier, de-
ren wichtigster Ansprechpartner nicht 
die nationalen Regierungen, sondern 
die EU-Kommission ist. Nur wenn sie 
mit der Kommission eng zusammenar-
beiten, können die Europaabgeordne-
ten wirklich etwas erreichen.
Wie das funktioniert, haben Juncker 
und Martin Schulz (SPD), bis 2017 Prä-
sident des Europaparlaments, gezeigt. 

Nach der 
Europa-

wahl 

2014 schmiedeten sie ein Zweckbünd-
nis. Der Luxemburger Konservative und 
der deutsche Sozialdemokrat stimm-
ten ihren Kurs eng aufeinander ab und 
brachten so viele Gesetze gemeinsam 
durch. Doch nach Schulz’ Wechsel nach 
Berlin endete die Symbiose der beiden 
EU-Institutionen. Unter Schulz’ Amts-
nachfolger Antonio Tajani hat das Euro-
paparlament an Bedeutung eingebüßt.
Das zeigt auch ein Blick in die Gesetzge-
bungsarbeit. Zuletzt wurde kaum noch 
ein EU-Gesetz im normalen Verfah-
ren – mit erster und zweiter Lesung – 
verabschiedet. Stattdessen setzen die 
EU-Abgeordneten mehr denn je auf 
den sogenannten Trilog. Dabei werden 
Kompromisse ohne öffentliche Debatte 
gesucht – in Last-Minute-Verhandlun-
gen mit Rat und Kommission. Laut EU-
Vertrag sollte der Trilog eine Ausnahme 
sein. Nun ist er zur Regel geworden.
Dies schwächt die Abgeordneten – und 
zwingt sie, bizarre Kompromisse zu 
schlucken. So haben sich Deutschland 
und Frankreich im Vorfeld der Trilog-
Verhandlungen zum Urheberrecht da-
rauf geeinigt, dass es sowohl das (deut-
sche) Leistungsschutzrecht als auch 
(französische) Garantien für Urheber – 
einschließlich der umstrittenen Upload-
filter – enthalten soll. Die EU-Parlamen-
tarier konnten dieses Paket nicht wieder 
aufschnüren, sie mussten es schlucken.
Auch beim Brexit hat sich das Europa-
parlament als schwach erwiesen. Das 
Verhandlungsmandat haben die Staats- 
und Regierungschefs erstellt, die Brexit-
Gespräche hat die Kommission geführt. 
Die Abgeordneten konnten nur Druck 
machen, indem sie die Kommission un-
terstützten und mit einer Ablehnung 
des Austrittsvertrages drohten. Doch 
als der Deal fertig war, lag der Ball im 

britischen Unterhaus – und nicht in 
der Straßburger Kammer.

Das heißt jedoch nicht, dass das 
EU-Parlament bedeutungslos 

ist. Im Gegenteil. Die Abgeordneten 
werden mehr denn je gebraucht – als 
demokratisches Gegengewicht  gegen 
einen übermächtigen Rat. Sie brau-
chen einen selbstbewussten und 
starken Parlamentspräsidenten, wie 
Schulz einer war. Und sie müssen sich 
endlich wieder als Gegengewicht und 
Kontrollinstanz verstehen, statt nur 
das willfährige Rädchen im EU-Getrie-
be zu spielen.
Wie das gehen könnte, haben die Er-
mittlungen zu den großen Steuer- und 
Finanzskandalen gezeigt, die die letzte 
Legislaturperiode überschattet haben. 
Nach den LuxLeaks, Panama Papers und 
anderen Enthüllungen richteten die EU-
Abgeordneten Sonderausschüsse ein, 
die sogar in den USA recherchiert haben 
und selbst Kommissionschef Juncker ins 
Schwitzen brachten. Außerdem mach-
ten sie sich für den besseren Schutz von 
„Whistleblowern“ stark – mit Erfolg. 
Bei der Europawahl bietet sich die 
Chance, an diese Arbeit anzuknüpfen – 
und ein Zeichen gegen Rechtspopu-
lismus und Nationalismus zu setzen. 
Um die EU zu stärken, ist es wichtig, 
Abgeordnete zu wählen, die sich für 
ein selbstbewusstes und transparen-
tes Parlament einsetzen. Ein weiterer 
wichtiger Prüfstein ist die Frage, ob ein 
klarer Trennstrich zu Nationalismus und 
Rassismus gezogen wird. 
Bisher war dies nicht immer der Fall. 
Parlamentspräsident Tajani musste sich 
sogar vorwerfen lassen, Sympathien für 
das ehemalige italienische Mussolini-
Regime zu hegen. Rücktrittsforderun-
gen aus dem linken und liberalen Lager 
ließ er an sich abprallen. Die konser-
vative EVP-Mehrheit stärkte ihm den 
Rücken. Erstaunlich war dies nicht: EVP-
Spitzenkandidat Weber hatte Tajani zu 
seinem Amt verholfen. 

Eric Bonse, 
freier Journalist

Im Quartier Léopold in Brüssel – auch als Europaviertel bekannt – ist der 
Name des Europäischen Parlaments in den verschiedenen nationalen 

Sprachen auf einer Bodenplatte zu lesen. Die mehr als 700 Abgeord-
neten aus den 28 Mitgliedsstaaten der Europäischen Union haben 

allerdings weniger Macht und Einfluss als ihre Kolleginnen und 
Kollegen in den nationalen Parlamenten.
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// Pulse of Europe (PoE), gegründet 2017 als Ant-
wort auf den Aufstieg der Rechtspopulisten, mobi-
lisiert für die Wahl zum Europäischen Parlament. 
Eine Bewegung nicht nur des bürgerlichen Lagers. //

„Wir sind ein Player in Dresden geworden“, erklärt Carola Vul-
pius, PoE-Mitgründerin in der sächsischen Hauptstadt. Partei-
en, die eine Europa-Tagung planten, kämen auf die Dresde-
ner PoE-Truppe ebenso zu wie das Staatsschauspiel oder das 
Societaetstheater. „Damit bleibt das Thema Europa präsent.“ 
Welche Ziele wurden verfehlt? „Mehr junge Leute zu motivie-
ren, zu unseren Demos zu kommen“, antwortet die 55-Jähri-
ge, die als Richterin am Verwaltungsgericht Dresden tätig ist.
Die Bürgerbewegung Pulse of Europe entstand Anfang 2017. 
Als Antwort auf den Brexit, die AfD, den Aufstieg rechtspo-
pulistischer Gegner der Europäischen Union (EU) auch in 
Frankreich und den Niederlanden. „Bei unserer ersten Demo 
in Dresden im März 2017 waren wir circa 1.300 Demons-
tranten“, erzählt Vulpius. Heute ist PoE laut eigenen Angaben 
europaweit in 100 Städten präsent, auch in Albanien, Polen 
und Griechenland. Welche Themen im Vordergrund stehen, 
geht aus den Leitsätzen der Bürgerbewegung hervor: Frieden, 
Grundrechte, wirtschaftliche Freiheit, Vielfalt, europäische 
Identität. 
Frankfurt am Main, Goetheplatz, ein sonniger Sonntag im Ap-
ril. PoE-Kundgebung. Rund 1.000 Menschen sind gekommen, 
viele tragen die blaue Europafahne. PoE-Vorsitzender Daniel 
Röder attackiert AfD-Bundessprecher Jörg Meuthen. „Der ist 
ein Wolf im Schafspelz“, ruft Röder von der Bühne. Ihm gehe 
es „um Rassismus und Diskriminierung!“. Die AfD wolle ins EU-
Parlament, „um es zu zerstören“. Nach ihm tritt die Studentin 
Silvia Mayr auf. In Guatemala und Kenia habe sie erlebt, dass 

Frieden und freie Wahlen keine Selbstverständlichkeiten sind. 
„Europa braucht uns“, betont Mayr. Gleichzeitig kritisiert die 
junge Frau europäische Waffenexporte nach Saudi-Arabien 
und die „Maßnahmen zur Abwehr von Flüchtlingen“. Auch 
ihre Rede stößt auf Applaus. In der Menge steht Thomas, 29 
Jahre. Er sei dafür, das Europäische Parlament zu stärken, sagt 
der Grafik-Designer. Interessant finde er „die Idee der Verei-
nigten Staaten von Europa“. 

Demokratie-Defizit in der EU
Rasch nach Gründung von Pulse of Europe meldeten sich lin-
ke Kritiker zu Wort. Deren Proteste „sprechen vor allem jene 
Menschen an, die vom Status-quo-Europa profitieren: inter-
national Orientierte, besser Gebildete und besser Verdienen-
de“, so der Soziologe Simon Teune von der TU Berlin. Fabio de 
Masi, damals Abgeordneter der Linkspartei im EU-Parlament, 
griff PoE-Mitgründer Röder an. Dieser arbeite als Anwalt für 
eine „Edelkanzlei“ in Frankfurt am Main. Derartige Kanzleien, 
so de Masi, seien mit Lobbyisten verquickt, die Gesetze be-
einflussten, „etwa zur Förderung von Privatisierung oder von 
Finanzhaien“. Diese Interessengruppen seien „in Europa zu 
mächtig und machen die europäische Idee kaputt“, sagte der 
Linken-Abgeordnete. Röder weist das zurück. „Wir haben we-
der mit Lobbyisten noch mit Finanzhaien zu tun.“ Er halte es 
zudem für „ausgesprochen wichtig, dass sich die Wirtschaft 
für Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Europa einsetzt“. 
Die EU-freundliche Bewegung wird auch von Professor Claus 
Leggewie verteidigt. „Pulse of Europe ist eine Form, weniger 
ein Inhalt“, erklärt der Politikwissenschaftler der Uni Gießen. 
„Bei den Debatten kommen ja alle Themen durchaus kontro-
vers auf den Tisch.“ 
Zu den Unterstützern zählt auch Steffen Lehndorff, Sozial-
wissenschaftler der Uni Duisburg-Essen im Ruhestand. Am 3. 
Juni 2018 prangerte Lehndorff auf dem Kölner Roncalli-Platz 
das Demokratie-Defizit in der EU an. Er verwies auf Italien. 
Dort durfte die neue Regierung einen Ökonomen nicht zum 
Finanzminister ernennen, weil dies bei den Investoren Alarm 
ausgelöst hätte. Die politische Botschaft laute, so Lehndorff: 
„Nicht die Wählerinnen und Wähler, sondern eine Handvoll 
Rating-Agenturen und große Investmentfonds haben das letz-
te Wort.“ Und: Das Festhalten an dieser Politik sei „die größte 
Gefahr für die EU“. Keine Frage: Auch Forderungen aus dem 
linken Lager haben ihren Platz bei Pulse of Europe. 

Matthias Holland-Letz, 
freier Journalist

Pulse of Europe: https://pulseofeurope.eu

Auch linke Forderungen 
haben ihren Platz
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Appetit auf Europa? Kundgebung von Pulse of Europe am  
7. April 2019 in Frankfurt am Main
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// Der europäische Bildungs- und 
Wissensraum wird immer wieder 
beschworen. Studierende, aber 
auch Azubis profitieren bereits 
von Austauschmöglichkeiten wie 
dem Programm Erasmus. Doch 
Fachleuten reicht das nicht: Sie 
fordern ein deutlich stärkeres 
europäisches Bildungsengage-
ment. //
Ihre Lehre als Schreinerin im Schwarz-
wald machte Larissa Lehmann Spaß – 
und weckte ihr Interesse an der Ar-
beitskultur in anderen Ländern. „Weil 
ich mal was anderes sehen wollte“, 
machte sie vor zwei Jahren als Azu-
bi ein Auslandspraktikum in Irland. In 
Dublin stieg die damals 20-Jährige für 
ein paar Wochen bei „Michael Devoy 
& Sons“ ein, einem kleinen Familienbe-
trieb.Schnell war Lehmann in die Firma 

integriert, erlebte großes Vertrauen 
und viel Hilfsbereitschaft der irischen 
Kollegen. „Ich glaube, wenn man sein 
Leben lang nur an einem Ort ist, be-
kommt man auch nichts mit vom Welt-
geschehen“, sagt sie.
Die junge Schreinerin gehört zur steigen-
den Zahl Auszubildender, die für einige 
Zeit ins europäische Ausland wechseln. 
So waren 2017 insgesamt 5,3 Prozent der 
Absolventen einer beruflichen Erstaus-
bildung zum Lernen in andere Länder ge-
gangen – eine Verdoppelung gegenüber 
dem Stand von 2010. Jedes Jahr sind 
es rund 31.000 junge Leute, die diesen 
Schritt ebenfalls gehen, ergab eine Stu-
die der Nationalen Agentur Bildung für 
Europa beim Bundesinstitut für Berufs-
bildung (NA-BIBB). Ein Großteil der Aus-
landsaufenthalte wird durch Mittel der 
Europäischen Union (EU) unterstützt.

Doch der europäische Austausch ist 
kein Selbstläufer. „Der Beschluss des 
Bundestags, dass im Jahr 2020 jeder 
zehnte Auszubildende internationale 
Lernerfahrungen haben soll, ist richtig 
und bietet Chancen“, sagt Ansgar Klin-
ger, bei der GEW für berufliche Bildung 
und Weiterbildung verantwortlich. 
Aber er macht auch klar: „Die Zahl kann 
mit den bisherigen Mitteln gar nicht 
erreicht werden, weil die Kapazitäten 
fehlen.“ 

Zehn-Punkte-Plan der GEW
So gebe es für die Hochschulen den 
Deutschen Akademischen Austausch-
dienst (DAAD), für die Schulen den Pä-
dagogischen Austauschdienst (PAD), 
erläutert Klinger: „Die beruflichen Schu-
len jedoch haben keine entsprechende 
Organisation.“ Auch sei die Bereitschaft 

Stark mit Europa verbunden
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Immer mehr junge Menschen aus Deutschland zieht es im 
Rahmen ihrer Ausbildung in die Fremde. 2017 gingen 5,3 
Prozent der Absolventen einer beruflichen Erstausbildung 
zum Lernen ins europäische Ausland– eine Verdoppelung 
gegenüber dem Stand von 2010.
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>>>

vieler Betriebe, ihre Azubis für eine 
Weile woanders arbeiten zu lassen, 
nicht sonderlich ausgeprägt: „Je 
kleiner ein Betrieb, desto geringer 
die Chancen.“
Immerhin, das Thema steht mitt-
lerweile auf der Agenda. So zeigt 
die NA-BIBB-Studie, dass die Mehr-
heit der Betriebe und Schulen, die 
ihre Azubis bisher nicht wegschi-
cken, das in Zukunft ändern wol-
len. Sie wünschen sich aber mehr 
Informationen, mehr praktische 
Unterstützung und klar definierte 
Qualifikationen, die während des 
Auslandsaufenthalts im Mittel-
punkt stehen.
In der GEW wird derzeit ein Zehn-
Punkte-Plan diskutiert, der als 
Blaupause für eine umfangreichere 
europäische Azubi-Mobilität die-
nen könnte. Unter dem Titel „Be-
rufliche Schulen in Deutschland 
handlungsfähig machen für Euro-
pa“ geht es unter anderem um:
•  mehr Unterstützung für berufs-

bildende Schulen bei der Inter-
nationalisierung ihrer Angebo-
te, etwa durch die Benennung 
fester Ansprechpartner für die 
europäische und internationale 
Zusammenarbeit;

•  einen Rechtsanspruch für Aus- 
zubildende auf Auslandsprak-
tika mit Verpflichtung der Be-
triebe, die Azubis aktiv zu unter-
stützen;

•  die Akkreditierung der erwor-
benen Kompetenzen und deren 
Anrechnung. 

„Beim Austausch darf es keine 
soziale Selektion geben“, betont 
Klinger: Jede und jeder müsse die 
Chance haben, in anderen Ländern 
zu lernen. „Bislang haben 4 Prozent 
von Europas Bürgern von Erasmus 
profitiert“, sagt Themis Christophi-
dou, Generaldirektorin für Bildung, 
Jugend, Sport und Kultur der EU-
Kommission. Sie sieht vor allem in 
der Ausweitung der Austauschpro-
gramme einen erfolgversprechen-
den Weg und kündigt an, dass ihr 
die bisherige Größenordnung nicht 
ausreicht: „Jetzt wollen wir uns 
auch um die anderen 96 Prozent 
kümmern.“

Vorbild sind die Erfahrungen, die 
es seit über 30 Jahren mit Erasmus 
für Studierende gibt. Zwischen 
1987, als das Programm startete, 
und 2017 wurden 4,4 Millionen 
Studierende unterstützt – davon 
651.000 aus Deutschland. „Eras-
mus hat dafür gesorgt, dass wir die 
erste Generation junger Europäer 
bekommen haben“, hatte der mitt-
lerweile verstorbene italienische 
Schriftsteller Umberto Eco das Pro-
gramm einst gelobt.
Dass der Austausch wirkt, zeigen 
Zahlen des DAAD:
•  83 Prozent der Erasmus-Stipen-

diaten fühlen sich stark mit Eu-
ropa verbunden;

•  93 Prozent der Erasmus-Studie-
renden sagen, dass sie im Aus-
tausch gelernt haben, den Wert 
unterschiedlicher Kulturen zu 
schätzen;

•  33 Prozent der früheren Eras-
mus-Teilnehmer haben einen Le - 
benspartner mit anderer Natio-
nalität; 27 Prozent haben diesen 
während des Auslandsaufent-
halts kennengelernt.

„Vor dem Hintergrund der aktuel-
len europäischen Herausforderun-
gen sind Programme wie Erasmus 
dringender denn je“, sagt DAAD-
Präsidentin Margret Winterman-
tel: „Sie stärken die europäische 
Identität.“ Mehr als 14,7 Milliarden 
Euro lässt sich die EU das aktuel-
le Programm Erasmus+ (Laufzeit: 
2014 bis 2020) kosten. Ein Drittel 
der Summe geht in die Hochschu-
len, 17 Prozent sind für die beruf-
liche Bildung eingeplant, 11,6 Pro-
zent für Schülerinnen und Schüler 
und immerhin noch 3,9 Prozent für 
europäische Erwachsenenbildung.

Soziale Hürden
„Das Erasmus-Programm ist inso-
fern ein Erfolg, als es tatsächlich 
die internationale Mobilität von 
Studierenden in Europa gefördert 
hat“, sagt Andreas Keller, stellver-
tretender Vorsitzender der GEW 
und Hochschulexperte. „Ich sehe 
aber ein großes Problem: Die Mobi-
litätszuschüsse sind so gering, dass 
sie nicht einmal den Mehr-
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>>> aufwand und die Reisekosten decken, 
die Studierende im Ausland haben.“ 
Das sei für viele Studentinnen und Stu-
denten eine dramatische Situation, weil 
für den Auslandsaufenthalt Jobs in der 
Heimat aufgegeben werden müssen: 
„Die Zuschüsse müssen zu vollwertigen 
Stipendien ausgebaut werden.“
Keller ist sich an diesem Punkt einig mit 
dem Deutschen Studentenwerk (DSW). 
Das fordert schon lange einen Abbau 
der Hürden für europäische Mobilität. 
Die liegt bei Studierenden seit Anfang 
der 2000er-Jahre bei rund 30 Pro-
zent – ein zwar hohes, aber eben auch 
nicht mehr steigendes Niveau. „Statt 
Abschottung nach außen und Abgren-
zung nach innen muss der europäische 
Gedanke, insbesondere in der Wissen-
schaft, gestärkt werden“, heißt es in 
einem aktuellen Beschluss. Die Studen-
tenwerke fordern deshalb mehr Geld 
für Austauschprogramme, aber auch 
eine bessere Versorgung ausländischer 

Gaststudierender mit Wohnraum in 
Deutschland.
„Die Entscheidung für oder gegen einen 
Auslandsaufenthalt hängt von der Bil-
dungsherkunft der Studierenden ab; die 
finanziellen Mehrbelastungen sind der 
wichtigste Grund, warum sie es nicht 
tun“, betont DSW-Generalsekretär 
Achim Meyer auf der Heyde. Studie-
rende aus Akademikerfamilien gehen 
demnach fast doppelt so oft ins Ausland 
wie Studierende, deren Eltern selbst 
nicht an einer Hochschule waren. „Ge-
rade weil die sozialen und finanziellen 
Faktoren bei der Auslandsmobilität so 
stark sind, muss die Politik weiter nach-
steuern“, fordert Meyer auf der Hey-
de: „Anstelle von Darlehen sollten den 
Master-Studierenden bei ‚Erasmus+‘ 
Mobilitätsstipendien zur Verfügung ge-
stellt werden, und das BAföG muss in 
alle 48 Bologna-Staaten mitgenommen 
werden können.“
Eine Forderung, die 20 Jahre nach Un-
terzeichnung der Bologna-Erklärung 
aktueller denn je ist. Am 19. Juni 1999 
hatten die Bildungsminister von 29 
Ländern den Startschuss für den euro-
päischen Bildungs- und Wissenschafts-
raum gegeben. Zwei Jahrzehnte danach 
müsse man aufpassen, dass es in Euro-
pa nicht zu einer Zwei-Klassen-Gesell-
schaft komme, „mit dem ‚guten‘ west-
lichen Europäischen Hochschulraum 
auf der einen und dem Gesamt-Bolog-
na-Raum auf der anderen Seite“, sagt 
Nathalie Schäfer, Mitglied im Ausschuss 
Internationales des studentischen 
Dachverbands fzs. Sie bezieht sich auf 
das geplante „Europäische Hochschul-
netzwerk“ besonders leistungsstarker 
Unis: „Der europäische Hochschulraum 
braucht keine europäische Exzellenzin-
itiative, sondern eine Stärkung der so-
zialen Dimension, die Verteidigung der 
akademischen Freiheit und eine aktive 
Unterstützung der Lehrenden“, beto-
nen Schäfer und Keller in einer gemein-
samen Erklärung. 
Ist die Bologna-Bilanz nach 20 Jah-
ren trotzdem eine Erfolgsgeschichte? 
Kellers Fazit fällt gemischt aus: „Auf 
der einen Seite wurde die Umstellung 
aufs Bachelor- und Master-System in 
Deutschland mit der Brechstange voll-
zogen.“ Die Kultusministerkonferenz 
habe die Reform mit Maßnahmen über-

laden, die in der Bologna-Erklärung gar 
nicht angelegt waren – wie die Modu-
larisierung und die Einführung von An-
wesenheitskontrollen in Vorlesungen. 
„Die Folge: Studierende wie Lehrende 
klagen über eine Verdichtung des Stu-
diums und ein Übermaß an Workload.“ 
Hier sei ein Kurswechsel dringend nötig.
Aus gewerkschaftlicher Sicht gebe es 
andererseits aber auch Positives, so 
Keller weiter: „Bildungsgewerkschaf-
ten und Studierendenvertretungen ist 
es gelungen, im Bologna-Prozess Zie-
le auf die Agenda zu setzen, die eine 
Hochschulentwicklung im Interesse 
der Beschäftigten und Studierenden 
ermöglichen.“ Dazu zählten etwa die 
soziale Dimension des europäischen 
Hochschulraums und die Unterstützung 
der Lehrenden sowie die akademische 
Freiheit – Felder, an deren Weiterent-
wicklung die GEW und ihre europäische 
Dachorganisation weiter arbeiten wer-
den.
Positiv sind auch die Nachrichten, die 
es für Azubis und Studierende zuletzt 
im Chaos um den Brexit gab: Sowohl 
das europäische Parlament als auch der 
Bundestag haben Notfallregelungen be-
schlossen, die die Erasmus-Teilnehmer 
am Tag des britischen Austritts schüt-
zen. Wer dann jenseits der Grenzen 
einen Ausbildungsabschnitt begonnen 
hat, kann ihn auf jeden Fall zu Ende füh-
ren – und erhält dafür auch weiterhin 
die zugesagte Förderung, etwa beim 
BAföG.
Europa kann, das zeigt sich im Hickhack 
um einen möglichen britischen Austritt, 
tatsächlich auch nachhaltige Gemein-
samkeiten entwickeln. So, wie es auch 
Lehmann in Dublin erlebte. „Soziale und 
fachliche Kompetenzen für ihr ganzes 
Leben“ habe sie hier gelernt, sagt Ruairí 
Devoy, Geschäftsführer der Schreinerei 
„Michael Devoy & Sons“. Und auch die 
junge Auszubildende aus dem Schwarz-
wald hat Europa schätzen gelernt: „Die 
Zeit in Dublin war total super!“

Armin Himmelrath, 
freier Journalist

„Auslandsaufenthalte in der  
Berufsausbildung 2017“ (NA-BIBB):  
bit.ly/nabibb-ausland2017
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An der Europa-Universität Viadrina in 
Frankfurt an der Oder ist die deutsch-
polnische Grenze schon seit 28 Jahren 
keine Hürde mehr. An der 1991 gegrün-
deten Uni, die sich in der Tradition der 
Brandenburgischen Universität Frank-
furt (1506 bis 1811) sieht, studieren 
junge Menschen aus Deutschland und 
Polen. Viele der Studierenden wohnen 
im polnischen Slubice am Ost-Ufer der 
Oder.
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// Eine hochwertige Bildung für alle, eine qualifi-
zierte Lehrerinnen- und Lehrerausbildung, Stärkung 
der akademischen Freiheit, mehr öffentliche Inves-
titionen in den Bildungsbereich und eine bessere 
Einbindung der Gewerkschaften in Entscheidungs-
findungen – so lauten die Kernforderungen des 
Europäischen Gewerkschaftskomitees für Bildung 
und Wissenschaft (EGBW) mit Blick auf die Europa-
wahl am 26. Mai. //

„Demokratische Werte, Gewerkschaftsrechte und die Stim-
me der Zivilgesellschaft stehen unter Druck. Mehr denn je 
müssen wir die demokratischen und universellen Werte, für 
die wir stehen, diskutieren, aufrechterhalten und verteidi-
gen“, betont die europäische Direktorin des EGBW, Susanne 
Flocken. Mit der im März gestarteten Kampagne wollen sich 
die im EGBW zusammengeschlossenen Bildungsgewerk-
schaften für ein soziales Europa einsetzen. Es gehe „um das 
Recht auf faire Löhne und Gehälter bis hin zum Recht auf 
Gesundheitsversorgung, vom lebenslangen Lernen, von 
besserer Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben über die 

Gleichstellung der Geschlechter bis 
hin zum Mindestlohn“, so Flocken 
weiter. Die Kampagne zielt zudem 
darauf ab, die Attraktivität des 
Lehrerberufs in ganz Europa zu 
stärken. 
Das EGBW mit Sitz in Brüssel reprä-
sentiert gut 130 Gewerkschaften 
des Bildungssektors in 51 Ländern 
mit insgesamt rund 11 Millionen 
Mitgliedern. Aus Deutschland 
gehören dem Gewerkschaftsver-
bund die GEW und der Verband 
Bildung und Erziehung (VBE) an. 

Jürgen Amendt
Redakteur der „Erziehung und Wissenschaft“

Mehr Infos: bit.ly/etuce-shape-the-future
Video zur Kampagne: bit.ly/etuce-youtube-shape-future

Für ein soziales Europa

Quality education for all
Increased Public investment and attractiveness of the profession

Strengthen social dialogue and involvement of education trade unions in decision-making
Promoting democratic citizenship and inclusion

SHAPE THE FUTURE OF EUROPE WITH TEACHERS

12
3
4

ETUCE
For the Future of Europe

Key Demands

EUROPEAN TRADE UNION COMMITTEE FOR EDUCATION

Das Europäische Gewerkschaftsko-mitee für Bildung und Wissenschaft, EGBW (engl. European Trade Union Committee of Education, ETUCE), wurde 1977 gegründet. Derzeitige Präsiden-tin ist Christine Blower (Gewerkschaft NUT, Großbritannien), einer der sechs Vizepräsidenten ist der stellvertretende GEW-Vorsitzende Andreas Keller.
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// … ist in Italien der Rechts-
populist Matteo Salvini, stellver-
tretender Ministerpräsident und 
Innenminister. Die Europäische 
Union (EU) und ihre Sparpolitik 
sind am Aufstieg Salvinis nicht 
unschuldig. //

Nur Europa kann uns retten, hieß es 
einst in Italien. Retten vor der Mafia, 
vor korrupten Politikern, vor der Vet-
ternwirtschaft im öffentlichen Dienst 
und hoher Jugendarbeitslosigkeit. Die 
Italiener verlangten damals nicht weni-
ger, sondern mehr Europa. Europa war 
noch kein Theorem der Hochfinanz, 
sondern ein Synonym für Freiheit und 
Demokratie, für Menschenrechte und 
Vielfalt. Die Wende kam mit der Euro-
krise. Da die italienischen Banken kaum 
Kredite vergaben, endeten unzählige 
norditalienische Familienbetriebe – das 
Rückgrat der italienischen Wirtschaft – 
in den Händen mafioser Wucherer. Der 
Stabilitäts- und Wachstumspakt 1997, 
der in der Europäischen Wirtschafts- 

und Währungsunion für finanzpoliti-
sche Stabilität sorgen sollte, diente der 
damaligen italienischen Regierung als 
Begründung, nicht nur Kulturgüter, son-
dern auch die Infrastruktur des Landes 
zu privatisieren. Was vorher allen ge-
hörte, floss fortan in die Taschen weni-
ger. Kurz: Die Sparpolitik der vergange-
nen Jahrzehnte hat die Italiener ärmer 
und die Mafia noch reicher gemacht. 
Während der Flüchtlingskrise 2015 ist 
die Bevölkerung zudem Zeuge gewor-
den, wie sich die europäischen Partner 
hinter der Dublin-Verordnung von 1990 
versteckten, nach der ein Geflüchteter 
in jenem Staat um Asyl bitten muss, in 
dem er den Raum der EU erstmals be-
treten hat. Das stellt ein küstenreiches 
Land wie Italien vor Probleme: Migran-
ten und die mangelnde Bereitschaft Eu-
ropas, Bootsflüchtlinge aufzunehmen, 
waren die Themen, mit denen Salvini, 
Chef der rechtsnationalistischen Lega, 
seinen populistischen Wahlkampf be-
streiten konnte. Seine Strategie funk-
tioniert auch deshalb, weil die italieni-

schen Medien die Menschen vergessen 
ließen, dass es die Lega selbst war, die 
2003 mit Silvio Berlusconi in der Re-
gierung das Dublin-Abkommen unter-
zeichnet hatte. Vor den Wahlen 2018 
empfahl EU-Kommissar Günther Oet-
tinger (CDU) den Italienern zudem, „kei-
ne Populisten“ zu wählen, weil dies von 
den Kapitalmärkten bestraft würde. 
Anders formuliert: Wählt richtig, sonst 
wird euch der Geldhahn zugedreht!
Auch die deutschen Medien sparten 
nicht mit Ratschlägen: „Europas Sor-
genkind wählt“, mahnte die Berliner 
Zeitung, die WELT warnte vor „italieni-
schem Klamauk“ und wusste, dass die 
meisten Italiener „einen schwierigen 
Aufbruch“ nicht wollten. Die Süddeut-
sche Zeitung beschwor die Gefahren, 
die vom „todernsten Geifer-Clown“ 
Beppe Grillo und seiner Fünf-Sterne-
Bewegung ausgingen. 
Wie wäre es mit dem Versuch, Italien 
einmal nicht aus der deutschen Perspek-
tive zu beschreiben? Berlusconi war der 
erste Populist in Europa, der die Politik 

Der Mann der Stunde …

Die europafeindliche Politik der 
Populisten in Italien spaltet das Land und Europa.
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ausschließlich für seine persönlichen und 
unternehmerischen Interessen nutzte 
und nutzt: eine Anomalie, die sich durch 
die italienische Politik der vergangenen 
25 Jahre wie ein roter Faden zieht. Als 
sich die Europäische Volkspartei (EVP)* 
1976 gründete und Berlusconis „Forza 
Italia“ unmittelbar nach deren Gründung 
1994 an ihre Brust drückte, waren aus 
den anderen EU-Staaten kaum kritische 
Stimmen zu vernehmen. Über Berlusco-
nis Mafia-Verbindungen verlor man kein 
Wort. Von Berlusconi hat Salvini gelernt, 
als er das „Italien zuerst“ zu seinem Leit-
Motto machte: Berlusconi ist bis heute 
mit Salvini eng verbunden – und Helfer 
in der Not, falls die Regierungskoalition 
von Lega und Fünf-Sterne-Bewegung 
auseinanderbrechen sollte. 

Ständiger Wahlkampfmodus
Wie einst Berlusconi ist heute Salvini 
im ständigen Wahlkampfmodus, sein 
Mitteilungsstrom auf Twitter, Facebook 
und Instagram versiegt nie: Salvini beim 
Händeschütteln mit Werft-Arbeitern in 
Monfalcone, Salvini bejubelt in der Ma-
fia-Hochburg San Luca. Er lernte auch 
von Rechtspopulisten wie Marine Le 
Pen, Geert Wilders oder Viktor Orbán. 
Aber er zählt auch Wladimir Putin zu sei-
nen Freunden; als Gegner der Russland-
Sanktionen, die die EU verhängte, kam 
Salvini dem russischen Präsidenten ent-
gegen. Das brachte ihm viele Stimmen 
italienischer Unternehmer ein. Bis der 
US-amerikanische Botschafter in Rom 
Salvini klarmachte, dass es keine gute 
Idee sei, dass einige seiner engsten Mit-
arbeiter Männer sind, in denen die US-
Regierung Handlanger des Kreml sieht. 
Als Resonanzboden für Salvinis Mittei-
lungswut stehen die von Korresponden-
ten stets als Referenz zitierten Medien 
bereit: „Repubblica“, „Corriere della 
Sera“ oder „La Stampa“, einschließlich 
der staatlichen und privaten Fern-
sehsender. Medien, die überwiegend 
Parteien, parteinahen Unternehmens-
verbänden und Industriellen gehören. 
Die einzige Partei im italienischen Par-
lament, die weder eine Tageszeitung 
noch einen Fernsehsender besitzt, ist 
Grillos ebenfalls als populistisch be-
zeichnete Fünf-Sterne-Bewegung.
Da erstaunt es nicht, dass Salvinis Lega 
in aktuellen Umfragen zur Europawahl 

weit über 30 Prozent liegt, was hieße, 
dass sie das im vergangenen Jahr bei 
den nationalen Wahlen erzielte Ergeb-
nis verdoppeln könnte. Während Gril-
lo und seine Mitstreiter, die als Sieger 
der italienischen Wahlen mit fast 33 
Prozent der Stimmen ins Parlament 
gezogen sind, zunehmend an Strahl-
kraft verlieren: Im Schleudergang der 
Salvini-Tweets ging unter, dass es die 
Fünf-Sterne waren, die zuallererst auf 
die Absurdität der Dublin-Verordnung 
aufmerksam gemacht, ein Antikorrup-
tionsgesetz und ein Grundeinkommen 
für Bedürftige – zwischen 780 Euro (für 
Singles) und 1.950 Euro (für Familien mit 
zwei Kindern) – durchgesetzt haben. Es 
stellt eine Revolution in einem Land dar, 
in dessen Süden immer noch die Bosse 
darüber entscheiden, wer eine Arbeit 
bekommt und wer nicht. 
Wenn es aber darum geht, Grillos Bewe-
gung zu bekämpfen, sind sich in Italien 
die politischen Lager von links bis rechts 
einig – was trotz der heutigen Koalition 
aus Fünf-Sternen und Lega nicht ver-
wunderlich ist: Letztlich war es die gro-
ße Koalition aus Berlusconis Forza Italia, 
der Lega und dem sozialdemokratischen 
Partito Democratico, die Italien die ver-
gangenen 25 Jahre regiert hatten – erst 
als „Ehe ohne Trauschein“, dann offiziell: 
Die Regierungen ändern sich, aber die 
Gesichter sind die gleichen. 

„Scheinwandel“
Das Zauberwort der italienischen Poli-
tik heißt „Trasformismo“. Was wie eine 
Zeitenwende klingt, bedeutet das Ge-
genteil: „Scheinwandel“. Die 64 italie-
nischen Nachkriegsregierungen waren 
nie Ausdruck mediterranen Wankel-
muts, sondern verkörperten immer die 
Maxime aus Tomasi di Lampedusas Ro-
man „Der Leopard“: „Alles ändert sich, 
damit alles bleibt, wie es ist.“ 
Erst die jetzige 65. Nachkriegsregierung 
war ein Novum, aber nur aufgrund von 
Grillos Fünf-Sternen, dem Eindringling. 
Die Lega regierte Jahrzehnte harmo-
nisch mit Berlusconi, zeichnete seine 
auf seine Person zugeschnittenen Ge-
setze („ad-personam-Gesetze“) klag-
los ab. Bis heute steht sie ihm politisch 
nahe. Die Fünf-Sterne hingegen gewan-
nen politischen Einfluss, weil sie sich 
dagegen auflehnten, dass es über einen 

sehr langen Zeitraum keine echte Op-
position gegen Berlusconi gab. Deshalb 
ist sie der Fremdkörper in der italieni-
schen Politik mit ihrer DNA aus Anti-
Mafia-Aktivisten, Umweltschützern, 
Kämpfern gegen Großprojekte und für 
Bürgerrechte. So gehört der Kampf ge-
gen den Bau der umstrittenen Hochge-
schwindigkeitsstrecke TAV zum Grün-
dungsmythos der Fünf-Sterne. Wenn 
sie diesen verlieren sollte, verliert sie 
ihr höchstes Gut, ihre Glaubwürdigkeit. 
Salvini hat dieses Problem nicht. Seinen 
Anhängern genügt ein Tweet, egal, ob 
es dabei um Flüchtlingsschiffe oder Piz-
zabrot geht: „Lasst es euch schmecken, 
ich habe euch gerne, Freunde!“ Da das 
Flüchtlingsthema aufgrund gesunkener 
Zuwanderzahlen an Bedeutung ver-
loren hat, benötigte Salvini ein neues 
Wahlkampfthema: Er präsentierte sich 
als Hüter großer Bauprojekte und damit 
als Ansprechpartner der Mafia und der 
Wirtschaftslobbyisten, deren einstige 
Gönner ihnen abhandengekommen 
sind: Die demokratische Partei (Parti-
to Democratico, PD) befindet sich im 
freien Fall, Berlusconi vergreist samt 
seiner Forza Italia und die Fünf-Sterne 
haben mit ihrer Gegnerschaft gegen-
über Großprojekten die letzten Wahlen 
gewonnen. Bleibt ihnen nur Salvini. Der 
Mann der Stunde. 

Petra Reski, 
Journalistin und Schriftstellerin

*Zu den Mitgliedern der EVP gehören 
christlich-demokratische, bürgerlich-
konservative und nationalkonservativ-
rechtspopulistische Parteien.

Matteo Salvini
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Europa – wählen gehen!
Europawahl? Was hat das mit mir zu tun? Was hab ich eigent-
lich davon? Die Europäische Union (EU), das Europäische Par-
lament – das ist alles weit weg. Die Skepsis gegenüber Erfolg 
und Arbeitsweise der EU ist groß, die EU scheint uneinig und 
löst Probleme wie die Migrationsfrage nicht gemeinsam. Doch 
wenn der Zusammenhalt der EU bedroht ist, wird vielen erst 
bewusst, welche Bedeutung sie in unserem Alltag hat. Ange-
sichts des bevorstehenden Brexits fragen viele Menschen: 
Werden wir noch problemlos nach London reisen, dort arbei-
ten, wohnen, studieren können oder müssen wir aufwändig 
Visum und Aufenthaltserlaubnis beantragen? Wird das BAföG 
für das Studium in England weiter gezahlt? 
Die Sorge um den Bestand der EU und die Furcht vor einem 
massiven Rechtsruck haben die Gewerkschaften angetrieben, 
für die Beteiligung an der Wahl des Europaparlaments am 26. 
Mai 2019 zu mobilisieren. Unter dem Dach des DGB haben wir 
die Kampagne „Europa – jetzt aber richtig“ gestartet (s. S. 10). 
Schon das Motto zeigt aber auf, dass auch die Gewerkschaf-
ten eine kritische Haltung gegenüber der EU haben. „Jetzt 
aber richtig“ heißt ja, dass es falsche Entwicklungen gab, die 
korrigiert werden müssen, dass wir Kritik auch an der deut-
schen Politik in der EU haben. Denn das soziale Europa, das 
sich die Gewerkschaften vorgestellt haben, ist in vielen Län-
dern nicht verwirklicht. Besonders in Südeuropa wurden im 
Zuge der Finanzkrise staatliche Ausgaben für Bildung zusam-
mengestrichen, Schulen geschlossen, Lehrkräfte entlassen, 
Gehälter und Pensionen gekürzt, Klassenstärken und Pflicht-
stundenzahlen erhöht sowie Bildungseinrichtungen privati-
siert. All dies geht einher mit einem Abbau demokratischer 
Rechte und massiven Eingriffen in Rechte der Gewerkschaften 
und der Arbeitnehmer*innen. 
Das wollen wir nicht zulassen. Deshalb fordert die GEW die 
Mitglieder auf, sich an der Wahl zu beteiligen und die Mit-
menschen zu motivieren, zur Wahl zu gehen. Da lohnt sich 
der Blick in die Wahlprogramme der Parteien. Mit Nachdruck 

setzen wir uns für soziale Gerechtigkeit, Menschenrechte 
und die Kernarbeitsnormen der Internationalen Arbeitsor-
ganisation (ILO) ein. Ein Kurswechsel in Europa ist vor allem 
auch in der Steuerpolitik erforderlich; zudem brauchen wir 
eine Abkehr von der sozial schädlichen Austeritätspolitik. 
Notwendig sind umfangreiche Investitionen in öffentliche 
Infrastruktur und eine Ausfinanzierung von guter Bildung. 
Dazu ist eine europäische Steuerpolitik nötig, die Türen für 
Steuerflucht und -vermeidung für international agierende 
Konzerne schließt. Die Finanzmärkte bedürfen einer Regu-
lierung; eine europaweite Finanztransaktionssteuer auf alle 
Arten von Finanzmarktgeschäften wäre eine Konsequenz 
aus der Finanzkrise
Ein Europa, wie wir Gewerkschaften es uns wünschen, wird 
gefährdet durch den Vormarsch von Rechtspopulisten. Re-
aktionäre Kräfte schüren Rassismus, Antifeminismus, Homo-
phobie, Antisemitismus und Islamfeindlichkeit. Sie greifen 
Schwächen der EU auf und spielen mit den Zukunftsängsten 
der Menschen, um gegen Minderheiten zu hetzen, Gesell-
schaften zu spalten und soziale Errungenschaften zu schlei-
fen. Sie stellen den Nationalstaat an die erste Stelle, anstatt 
Zusammenarbeit zu fördern.
#EinEuropaFürAlle: Deine Stimme gegen Nationalismus und 
Rassismus! Die GEW mobilisiert zusammen mit anderen 
 Gewerkschaften, Verbänden und Organisationen für sieben  
Großdemos am 19. Mai in mehreren deutschen Städten 
(s. S. 4). Auch in vielen weiteren europäischen Städten wol-
len wir auf den wachsenden Nationalismus und Rassismus 
aufmerksam machen und fröhlich für ein friedliches, soziales 
 Europa demonstrieren.
Deshalb: Wählen gehen! Den Rechtspopulisten die rote Karte 
zeigen!

Marlis Tepe, 
GEW-Vorsitzende
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// Vom 23. bis 26. Mai wählen 
rund 400 Millionen Europäer ein 
neues Parlament. Es wird den 
Kurs in den kommenden Jahren 
bestimmen. Und dieser muss die 
Älteren besonders in den Blick 
nehmen. Denn Europa ist ein 
alternder Kontinent. Schon heute 
ist fast jeder fünfte Europäer 
älter als 65 Jahre, 2050 wird es 
voraussichtlich mehr als jeder 
vierte sein. //

Seniorenpolitik muss in der Europäi-
schen Union (EU) wichtiger werden. 
Aber was kann die EU überhaupt für 
ältere Menschen tun? Was macht sie 
bereits heute für die Älteren? Ein Ge-
spräch mit Philippe Seidel Leroy von der 
AGE Platform in Brüssel 

E&W: Herr Seidel Leroy, spielt die EU für 
das Leben Älterer überhaupt eine Rolle?
Philippe Seidel Leroy: Oh ja, nur ist vie-
les nicht direkt sichtbar. Beispiel Alters-

diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt. 
Die EU verbietet, Altersgrenzen in Job-
anzeigen festzulegen und Ältere bei der 
Bewerberauswahl zu benachteiligen. 
Manches geht uns allerdings noch nicht 
weit genug. Wieso darf im Cockpit von 
Passagierflugzeugen nur einer von zwei 
Piloten über 60 Jahre alt sein? Wir setzen 
uns für individuelle Gesundheitstests 
ein, denn die Leistungsfähigkeit von 
Menschen ist höchst unterschiedlich, 
egal ob sie 40 oder 60 sind. Diesen Mo-

Seniorinnen und Senioren 
Europas, vereinigt euch!
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Schon diese Zahlen verraten viel über 
Europa: 1954 – die nationalen Fußball-
verbände schließen sich zur UEFA (Union 
of European Football Associations) zu-
sammen; 1956 – European Songcontest, 
der erste europäische Gesangswett-
bewerb; 1972 – Interrail, mit der Bahn 
unkompliziert durch Europa reisen. Von 
Anfang an war die europäische Integrati-
on mehr als ein wirtschaftlicher und poli-

tischer Zusammenschluss. Es ging eben-
so darum, kulturell und gesellschaftlich 
zusammenzuwachsen. Vielleicht ist das 
vereinte Europa auch deshalb heute so 
selbstverständlich. Alltag halt. 
Das war nicht immer so. Für mich, 
1961 geboren, war dieses Europa im 
Sozialkunde-Leistungskurs schon eine 
spannende, aber auch abstrakte Sache. 
Dann durfte ich zum ersten Mal wäh-
len: 1979, bei der ersten Europawahl. 
Plötzlich wurde Europa konkret. Noch 
konkreter wurde es auf Reisen. Frank-
reich, Portugal, Irland – viele Menschen 
der älteren Generation haben wie ich 
Europa erst spät entdeckt. Studieren im 
europäischen Ausland? Das war für die 
in den 1950er-Jahren Geborenen alles 
andere als selbstverständlich. Von den 
Jungen wird es heute erwartet. Wer 30 
Jahre alt ist, hat nicht einmal den Kalten 
Krieg erlebt. Wie wir Europa sehen, was 
wir von ihm erwarten, ist auch eine Ge-
nerationenfrage.
Deshalb ist der generationenüber-
greifende Dialog genauso wichtig wie 

der Austausch mit Menschen in an-
deren europäischen Ländern. Vielfalt 
bereichert, das erleben wir in der Zu-
sammenarbeit mit europäischen Ge-
werkschaften, in Projekten, auf Kon-
ferenzen, in Komitees. Die Vorstellung 
von Gleichstellung, Arbeitsleben, Al-
tern ist in Schweden eben anders als 
in Litauen oder auf Sizilien, in Portugal 
anders als in Tschechien oder Zypern. 
Wir können voneinander lernen, wenn 
wir diesen Dialog systematisch för-
dern.
Und das Gespräch zwischen den Gene-
rationen? Es kann überall stattfinden, in 
der Familie, am Arbeitsplatz, im Verein. 
Wir müssen es nur suchen; neugierig 
sein auf die Perspektiven der Jungen. 
Wie erlebt Ihr Europa? Was wünscht Ihr 
Euch? Welche Fragen habt Ihr an uns? 
Das ist die Basis, um gemeinsam Visio-
nen für die Zukunft zu entwickeln. Da-
mit Europa gut für uns alle ist. 

Frauke Gützkow,
GEW-Vorstandsmitglied Frauen und Senioren

Europa der Generationen
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>>> nat verabschiedet die EU auch eine neue 
Richtlinie für Barrierefreiheit, damit 
beispielsweise Menschen mit Hör- oder 
Sehproblemen überall in Europa Bezahl-
terminals leichter bedienen können. 
E&W: Stellt die EU Weichen für die sozi-
ale Absicherung Älterer?
Seidel Leroy: Absolut. Sie sorgt dafür, 
dass sich jeder, der im Ausland gearbei-
tet hat, seine Rentenansprüche in der 
Heimat anrechnen lassen kann; Details 
dazu werden gerade weiterentwickelt. 
Die EU regelt europaweite Gesund-
heitsdienstleistungen. Wer im Urlaub 
in Spanien ins Krankenhaus muss, wird 

genauso behandelt wie ein Spanier. Das 
Krankenhaus darf ihn weder ablehnen, 
noch mehr Geld verlangen. 
E&W: Zum altersgerechten Arbeiten 
kann die EU dagegen keine Gesetze er-
lassen.
Seidel Leroy: Nein, das ist Aufgabe der 
Mitgliedsstaaten. Aber die EU fördert 
die europaweite Diskussion darüber. 
So hat die Europäische Agentur für Si-
cherheit und Gesundheit am Arbeits-
platz 2016 eine Kampagne zum Thema 
Arbeitsplätze für alle Altersgruppen 
gestartet. Mit Praxisbeispielen aus Be-
trieben aus allen Ländern will die EU 

Arbeitgeber anregen, Altersmanage-
ment in ihrem Unternehmen zu ver-
bessern.
E&W: Schon heute ist fast jeder  fünfte 
Europäer älter als 65, 2050 wird es 
 voraussichtlich mehr als jeder vierte 
sein. Wird Seniorenpolitik in Europa 
 damit wichtiger? 
Seidel Leroy: Schon, aber bislang fehlt 
eine systematische, breit angelegte 
Strategie. Um das Thema Rente bei-
spielsweise kümmern sich zwei Gene-
raldirektionen (entspricht Ministerien, 

>>>  Fortsetzung auf Seite 3 Dialog

1952 1954 1954 1956 1957 1960 1972

 Europäische Gemeinschaft  
für Kohle und Stahl (EGKS) 

Union der Europäischen 
Rundfunk organisationen

Zusammenschluss der europäischen 
Fußballvereine in der UEFA 

Eurovision Song Contest (damals 
noch unter dem Titel Gran Premio 

Eurovisione della Canzone Europea) 

 Interrailticket

Europäischer 
Gewerkschaftsbund (EGB)

 Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft (EWG)

Erste Fußball-
Europameisterschaft

Europa auf dem Weg zur Einheit
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Anm. d. Red.): die für Wirtschaft und die 
für Soziales. Aufgabe der Wirtschaftsdi-
rektion ist, die nationalen Budgets unter 
Wachstums- und Stabilitätskriterien zu 
untersuchen. Daher analysiert sie die na-
tionalen Rentensysteme, errechnet, was 
das Land die Alterung kostet und wie 
man es vielleicht besser machen könnte. 
Die Sozialdirektion dagegen hat nur die 
sozialen Aspekte im Blick: Wie leben die 
Menschen, sind die Renten angemessen, 
um in Würde alt zu werden? Die Emp-
fehlungen der beiden Institutionen sind 
daher oft völlig unterschiedlich.
E&W: Sollte man sie zusammenführen?
Seidel Leroy: Dafür setzen wir uns ein. 
Europa muss sich dem Phänomen der 
Alterung endlich grundsätzlich nähern. 
Beispiel Rente: Es reicht nicht, das 
Rentenalter raufzusetzen, damit die 
Rentensysteme finanzierbar bleiben. 
Denn der Arbeitsmarkt wird die Älte-
ren kaum alle aufnehmen können. Wir 
müssen also neue Möglichkeiten auf 
dem Arbeitsmarkt schaffen, damit Äl-
tere tatsächlich länger arbeiten können 
und Arbeitsplätze alternsfreundlicher 
machen. Zum Glück rücken solche Zu-
sammenhänge nun zunehmend auf die 
Agenda der europäischen Seniorenpoli-
tik. Jetzt muss investiert werden. 
E&W: Bei den Europawahlen könnte 
sich die Zusammensetzung des Parla-
ments entscheidend ändern. Rechtspo-
pulistische und euroskeptische Parteien 
legen zu. Was könnte das für die EU be-
deuten?
Seidel Leroy: Das Wahrscheinlichste: 
Die Anschauungen in Parlament und 
Europäischem Rat gehen so weit ausei-
nander, dass Kompromisse unmöglich 
werden. Die EU würde blockiert, der 
Status quo verlängert, Neuerungen wä-
ren nicht mehr durchzusetzen. Ich glau-
be allerdings nicht, dass es zu einem Ab-
bau grundlegender Errungenschaften 

kommen wird. Zumindest nicht, solan-
ge kein anderes großes Mitgliedsland 
aussteigt. Der Brexit hat ja durchaus 
gezeigt, dass die EU-Länder zusammen-
rücken und bereit sind, ihre Errungen-
schaften zu verteidigen.
E&W: Was wollen die Seniorenorgani-
sationen in der nächsten Legislaturperi-
ode erreichen?
Seidel Leroy: Das Verbot von Altersdis-
kriminierung vorantreiben, die europäi-
sche Kooperation in der Gesundheitspo-
litik verbessern. Die EU finanziert viele 
wissenschaftliche Projekte zur Demenz 
oder zu seltenen Krankheiten, deren Er-
forschung sich kein Mitgliedsland alleine 
leisten könnte. Auch Prävention wird zu-
nehmend wichtig. Im Moment verhan-
delt das Parlament über das Budget für 
diese Forschungen. Die Ausgaben von 
2021 bis 2028 werden festgelegt. Dass 
dieses Geld richtig investiert wird, ist für 
Ältere besonders wichtig. 
E&W: Wohin sollte es denn fließen?
Seidel Leroy: Vor allem in den Aufbau 
und die Entwicklung der Pflege. Auch 
die Mittel aus dem europäischen Sozi-
alfonds könnten dafür genutzt werden; 
wir entwickeln gerade Vorschläge für 
entsprechende EU-Regelungen. Wir 
müssen in Europa für eine qualitativ 

hochwertige Pflege sorgen. Bislang 
werden Pflegemöglichkeiten in Europa 
meist gar nicht gemessen, es fehlen 
gemeinsame Standards für den Zu-
gang und die Qualität der Pflege. Statt 
großer Anstalten, die jede Freiheit rau-
ben, brauchen wir Konzepte, die Selbst-
bestimmung fördern. Die Menschen 
sollen so lange wie möglich in ihrem 
Umfeld bleiben und aktiv am Leben teil-
haben können.
E&W: Generell: Wie können Ältere Eu-
ropa aktiv mitgestalten? 
Seidel Leroy: Indem sie ihre Vorstel-
lungen in die Debatte tragen. Deshalb 
rufen wir zurzeit unsere Mitgliedsor-
ganisationen auf: Macht Europa zum 
Thema in eurer Organisation. Und sie 
reagieren. Unsere Mitgliedsorganisa-
tionen aus Malta und Frankreich etwa 
organisieren gerade Diskussionen mit 
politischen Parteien, die deutsche Bun-
desarbeitsgemeinschaft der Senioren-
Organisationen (BAGSO) hat ein Mani-
fest zur Europawahl geschrieben und 
Videos gemacht, um Ältere zur Wahl zu 
motivieren. Wenn es uns langfristig ge-
lingt, Menschen in einer europäischen 
Seniorenbewegung zusammenzubrin-
gen, ist viel erreicht.

Interview: Anja Dilk, 
freie Journalistin
 

www.age-platform.eu

>>>  Fortsetzung von Seite 2 Dialog

Die AGE-Platform, gegründet 2001, 
ist ein Verband von 120 gemeinnüt-
zigen Seniorenorganisationen aus 
16 Ländern der Europäischen Union 
(EU). AGE vertritt die Interessen von 
Menschen 50+ gegenüber der EU, 
macht Vorschläge zu Gesetzesvor-
haben, organisiert Debatten und 
Netzwerktreffen in Europa.  A. D.
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Lust auf Europa? 
// Infoseiten, Links, Initiativen //

Nachlesen 
Wie funktioniert die Europäische 
Union (EU), wer entscheidet was, wie 
gläubig sind die Europäer, wie viele 
100-Jährige werden 2050 in Europa 
leben? Antworten auf Fragen wie 
diese gibt es auf der Seite der Bundes-
zentrale für politische Bildung 
bit.ly/bpb-zahlen-europa. 
Ab Mai geht der Wahlomat zur 
Europawahl online; er bietet eine 
gute Übersicht zu den Positionen der 
Parteien. Fundgrube für Zahlen sind 
die Website von Eurostat 
www.ec.europa.eu/eurostat 
und die Broschüre „Europäische Uni-
on“ des Europäischen Rates; PDF unter 
bit.ly/2uRW4Hp. 
Einen Überblick darüber, wie die EU 
unseren Alltag beeinflusst, gibt 
https://what-europe-does-for-me.eu. 
Und die Macher von ichange-europe.de  
haben die Mythen über die EU gründ-
lich widerlegt:
www.ichange-europe.de/fuck-the-eu/ 
Mehr Infos auch auf der deutschen 
Seite der Europäischen Kommission: 
bit.ly/eu-mythen-deutschland.

Nachschauen 
Am 4. Mai ist auf Arte Europamara-
thon: „24h Europe“. Von sechs Uhr 
morgens an begleiten Arte-Teams 
einen Tag lang 60 junge Menschen 
aus 26 europäischen Ländern, fragen 
sie nach Alltag, Ängsten, Träumen; 

Livestream auf arte.tv. In der sechstei-
ligen Europa-Saga spürt der Australier 
Christopher Clark der Geschichte 
Europas nach; abrufbar in der Media-
thek des ZDF, zdf.de. Die Schauspiele-
rin Judith Döker hat Europäer befragt: 
Was ist Glück für dich? Die Ergebnisse 
gibt es als Film unter 
bit.ly/2VudE3l.

Tun 
Die AGE-Plattform Europe versteht 
sich als Stimme älterer Menschen in 
der EU. Wer Mitglied wird, kann bei 
supranationalen Initiativen mitmachen 
und eigene Ideen einbringen:
www.age-platform.eu. 
Die Kampagne ageing-equal will auf 
die negativen Auswirkungen von 
Altersdiskriminierung aufmerksam 
machen. Wie jeder mitmachen kann, 
wird auf dieser Seite erklärt: 
www.ageing-equal.org. 
Seit Januar 2001 gibt es das europä-
ische Volontariat älterer Menschen. 
Über das europäische Austausch-
programm der Bundesarbeitsge-
meinschaft Seniorenbüros lernen 
Freiwillige Bürgerinitiativen in den 
Nachbarländern kennen: 
bit.ly/2Kevlzr.
Einen ähnlichen Ansatz verfolgt das 
„Senior European Volunteers Exchange 
Network“ (SEVEN). Mehrere Monate 
können Ältere in europäischen Projekten 
mit anpacken. Besonderheit: Auch junge 
Menschen sind dabei, intergeneratio-
neller Austausch soll gefördert werden: 
bit.ly/2Um4hCV.

// ... Dagmar Wenger-Mor-
schett, 65, Oberstudienrätin 
in Filderstadt, Baden-Würt-
temberg, seit Juli 2018 in 
Rente? // 

Wie ich meinen Tag beginne. 
Die schönste Errungenschaft im 
Ruhestand ist es, ohne Wecker 
aufstehen zu können. Wenn es 
keine dringenden Termine gibt, 
frühstücke ich gemütlich mit mei-
nem Mann. Als Zeitungsjunkies 
dauert die Lektüre bis zum späten 
Vormittag. 
Was mich bildungspolitisch 
umtreibt. 
Nach wie vor verfolge ich die Ent-
wicklungen im Schulsystem, zum 
Beispiel die veränderte Oberstufe 
in Baden-Württemberg und die  
Diskussion um ein zukunftsfähiges 
Schulsystem. Politisch bewegt 
mich das Rollback in der Gesell-
schaft: Renationalisierung, anti-
europäische und antisemitische 
Einstellungen, die zunehmende 
soziale Spaltung. Ich hätte nicht 
gedacht, dass wir je wieder für 
den Erhalt von Grundrechten wie 
der Meinungs- und Pressefreiheit 
kämpfen müssen.
Welche Erfahrung ich nicht 
 missen möchte. 
Lehrerin zu sein, bedeutete für 
mich immer, junge Menschen in 
ihrer Vielfalt anzunehmen. Of-
fenheit, Verständnis, aber auch 
klare Regeln, die immer wieder 
überprüft werden, sind für mich 
die Grundlage für eine gelin-
gende pädagogische Arbeit. Die 
Schwierigkeiten bei der Umset-
zung und die Freude des Erfolgs 
haben meine Persönlichkeitsent-
wicklung geprägt.
Was ich mir vorgenommen habe. 
Ich arbeite ehrenamtlich im Welt-
laden, bis 2023 bin ich Schöffin am 
Landgericht Stuttgart. Künftig will 
ich mir mehr Zeit für soziale Kon-
takte, Kultur, Sport, Weiterbildung 
und Nichtstun nehmen. Und im 
Sommer freue ich mich auf unser 
erstes Enkelkind. A. D.

Was bewegt …
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Scharfsinniger 
Wissenschaftler

// Mit dem am 5. März im Alter von 76 Jahren verstor-
benen Bildungsökonomen und -forscher Prof. Manfred 
Weiß verliert die GEW einen wichtigen und geschätzten 
Berater. //

Manfred Weiß war am Deutschen Institut für Internationale Päda-
gogische Forschung (DIPF) in Frankfurt am Main tätig. Vor gut zehn 
Jahren hat er zusammen mit Gundel Schümer in der GEW-Broschü-
re „Bildungsökonomie und die Qualität der Schulbildung“ die Daten 
internationaler Schulleistungsstudien bildungsökonomisch ausge-
wertet. Hier wie in vielen anderen seiner Arbeiten hat er aufgezeigt, 
dass viele bildungsökonomische Forschungen zur Schulqualität auf 
wenig belastbaren Hypothesen basieren, die Perspektiven anderer 
Bildungswissenschaften nicht zur Kenntnis nehmen und der Kom-
plexität schulischer Bildungsprozesse nicht gerecht werden. 
In diesem Sinne haben die Arbeiten von Manfred Weiß dabei ge-
holfen, das Primat der Pädagogik gegenüber der Ökonomie und 
dem Effizienzparadigma zu verteidigen. Und zwar bei vielen The-
men, mit denen sich die GEW seit Jahren bildungspolitisch befasst: 
Klassengröße, Schulautonomie, zentrale Abschlussprüfungen oder 
Privatschulen. So hat er zuletzt in einem Beitrag für den GEW-Pri-
vatisierungsreport „Privatschulen auf dem Prüfstand“ die Behaup-
tung widerlegt, Privatschulen seien besser als öffentliche und ihre 
 Existenz führe zu einem qualitätssteigernden Wettbewerb zwischen 
den Schulen. 
Seine Beiträge waren deshalb so wichtig für die GEW, weil die Bil-
dungspolitik immer wieder Gefahr läuft, die Ergebnisse bildungs-
ökonomischer Forschungen ungeprüft zur Grundlage weitreichen-
der Entscheidungen zu machen. Wir werden Manfred Weiß als 
kritischen wissenschaftlichen Wegbegleiter vermissen. Und nicht 
zuletzt als einen scharfsinnigen, engagierten, angenehmen und 
 humorvollen Kollegen. Auch als Mitglied des Beirats der von der 
GEW herausgegebenen Zeitschrift „DDS – Die Deutsche Schule“ 
und gelegentlicher Autor und Gesprächspartner der Mitgliederzeit-
schrift „Erziehung und Wissenschaft“ wird er uns fehlen.

Martina Schmerr, 
Referentin GEW-Vorstandsbereich Schule
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// Bei seiner Entstehung war  
das Grundgesetz kein Abbild des 
„Volkswillens“. Es war ein Auftrag 
an die Deutschen, sich Demokra-
tie anzueignen. //

Dass sie ihr 80. Lebensjahr erreichen 
konnte, wäre Irmgard K. ohne das Wir-
ken des Parlamentarischen Rates kaum 
vergönnt gewesen. Im Juli 1947 hatte 
das Landgericht in Koblenz die damals 
27-Jährige nach rheinland-pfälzischem 
Recht als zweifache Kindsmörderin zum 
Tode verurteilt; im März 1948 lehnte 
die Landesregierung ihr Gnadengesuch 
ab. Es dauerte indes noch zehn Mona-
te, bis für die Strafvollzugsanstalt in 
Mainz eine Guillotine beschafft worden 
war, und noch länger, bis Mitte Mai 
1949, zog sich die Lieferung des ent-
scheidenden Bauteils – des Messers – 
hin. Bevor der Scharfrichter aber zur 
Tat schreiten konnte, trat am 24. Mai 
1949 das Grundgesetz in Kraft, dessen 
Artikel 102 besagt: Die Todesstrafe ist 
abgeschafft.
Es ist eine jener Stellen im Verfassungs-
text, in denen sich die Umstände sei-
ner Entstehung spiegeln. Was sich die 
„Mütter und Väter“ des Grundgesetzes 
vorgenommen hatten, war nicht weni-
ger als der Gegenentwurf zum NS-Staat, 
dessen zivile Gerichtsbarkeit allein 
12.000 Todesurteile hatte vollstrecken 
lassen. Zugleich stand ihr Werk in man-

cherlei Hinsicht quer zum damaligen 
„Volkswillen“, der, um im Beispiel zu 
bleiben, zu 80 Prozent die Todesstrafe 
energisch befürwortete.
Repräsentativ für die Bevölkerung, die 
mit dieser Verfassung leben sollte, war 
weder der Parlamentarische Rat, der 
zu 54 Prozent aus einstigen Gegnern 
der Nazi-Diktatur bestand, während 57 
Prozent der Westdeutschen den Natio-
nalsozialismus noch für eine gute, lei-
der suboptimal realisierte Idee hielten, 
noch waren es manche seiner Beschlüs-
se. Das Grundgesetz bildete die dama-
lige gesellschaftliche Wirklichkeit nicht 
ab. Es eilte ihr voraus.

Druck der West-Alliierten
Gemessen an historischen Vorbildern 
waren die Modalitäten seiner Entste-
hung unüblich. Anders als in der Revo-
lution von 1848 oder bei der Gründung 
der Weimarer Republik 1919 gab es 
keine aus allgemeinen Wahlen hervor-
gegangene Nationalversammlung. Der 
Parlamentarische Rat, der am 1. Sep-
tember 1948 in Bonn die Arbeit auf-
nahm, bestand aus 65 Delegierten der 
westdeutschen Landtage sowie fünf 
nicht stimmberechtigten Vertretern 
West-Berlins. Das Ergebnis seiner Be-
ratungen war weder Gegenstand einer 
Volksabstimmung, noch durfte es den 
Rang einer „Verfassung“ beanspruchen. 
Ohnehin hatten sich führende west-

deutsche Politiker ohne viel Begeiste-
rung auf das Vorhaben eingelassen.
Es waren US-Amerikaner, Briten und 
Franzosen, die, nachdem sie die Hoff-
nung aufgegeben hatten, sich mit der 
Sowjetunion über die Zukunft des ge-
samten Deutschland einigen zu können, 
darauf drängten, die von ihnen kontrol-
lierten Besatzungszonen staatlich neu 
zu organisieren. Im Sommer 1948 be-
auftragten sie damit die westdeutschen 
Ministerpräsidenten und machten für 
eine künftige Verfassung inhaltliche 
Vorgaben: Demokratie, Föderalismus, 
Garantie individueller Rechte und Frei-
heiten. Die Länderchefs sträubten sich 
zunächst. Sie wollten ein einheitliches 
Deutschland, keinen „Weststaat“.
Als die Besatzungsmächte insistier-
ten, aber auch unter dem Eindruck der 
sowjetischen Blockade West-Berlins, 
ließen sie sich umstimmen. Im Au-
gust 1948 versammelten sich auf der 
bayerischen Insel Herrenchiemsee 33 
Experten und Politiker zu einem Ver-
fassungskonvent, der binnen zwei Wo-
chen einen 149 Artikel umfassenden 
Entwurf erarbeitete.
In Herrenchiemsee ging es zunächst 
um das Selbstverständnis der künftigen 
Republik. Eine Gruppe um den bayeri-
schen Staatskanzleichef Anton Pfeiffer 
(CSU) war der Ansicht, dass die deut-
sche Staatlichkeit mit der Kapitulation 
der Wehrmacht erloschen sei und neu 

Die vorauseilende 
Verfassung

Erste Tagung des Parlamentarischen 
Rates am 1. September 1948 im Museum 
Alexander Koenig in Bonn
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konstituiert werden müsste. Dies sollte 
auf der Grundlage souveräner Länder 
geschehen, die Teile ihrer Kompetenzen 
an den Bund delegierten.
Die Gegenposition vertrat der sozial-
demokratische Staatsrechtler Carlo 
Schmid, der von der Fortexistenz des 
Deutschen Reiches ausging. Dieses ließ 
sich bis auf Weiteres freilich nur in sei-
nen westlichen Teilen auf freiheitlicher 
Grundlage reorganisieren. Was dabei 
entstand, konnte nach Schmids Auffas-
sung kein Nationalstaat im herkömmli-
chen Sinne sein, weil es keine westdeut-
sche Staatsnation gäbe, sondern ein 
„Staatsfragment“, ein Provisorium, dem 
man folglich keine Verfassung, sondern 
lediglich ein vorläufiges „Grundgesetz“ 
mit auf den Weg geben konnte. Diese 
Richtung, der es im beginnenden Kalten 
Krieg darum ging, die Perspektive einer 
späteren deutschen Einheit offen zu 
halten, setzte sich durch.

Streit um Föderalismus
Die föderale Ausgestaltung der Bun-
desrepublik war im Parlamentarischen 
Rat ebenfalls umstritten. Dabei neig-
ten Sozialdemokaten und Liberale eher 
zentralstaatlichen, die Unionsparteien 
eher dezentralen Lösungen zu. Zum Ek-
lat kam es im März 1949 in der Debatte 
um die Finanzverfassung. Als sich eine 
Tendenz abzuzeichnen schien, die Steu-
erverwaltung allein dem Bund zuzuord-
nen, legten die West-Alliierten, die an 
einer starken deutschen Zentralgewalt 
kein Interesse hatten, ihr Veto ein.
Konsens im Parlamentarischen Rat war, 
dass es in Deutschland nie wieder ein 

Regime geben durfte, dessen Maxime 
lautete: „Du bist nichts, dein Volk ist 
alles.“ Den einzelnen Menschen gegen 
Ansprüche des Staates zu stärken, war 
die Konsequenz aus der Erfahrung des 
Dritten Reiches. So erhielten Kriegs-
dienstverweigerung (Art. 4 Abs. 3) und 
individueller Zugang zum Asyl (Art. 16 
Abs. 2, heute Art. 16a) Verfassungsrang. 
Zudem wurden die Grundrechte nicht 
als wohlklingende Absichtserklärungen, 
sondern als „unmittelbar geltendes 
Recht“ (Art. 1 Abs. 3) festgeschrieben.
Auch ging es darum, nie wieder eine 
deutsche Demokratie scheitern zu las-
sen. Der Parlamentarische Rat baute 
Sicherungen gegen politische Instabili-
tät ins Grundgesetz ein, mit denen die 
Verfassung von 1919 in Kernpunkten 
korrigiert wurde. Das Weimarer Ne-
beneinander von Parlamentarismus 
und Präsidialsystem wurde zugunsten 
des Parlaments aufgelöst, die Rolle des 
Staatsoberhaupts auf repräsentative 
Funktionen zurückgestutzt. Nicht zu-
letzt sollte die „Ewigkeitsgarantie“ (Art. 
79 Abs. 3), mit der unter anderem die in 
Artikel 1 bis 20 niedergelegten Grund-
rechte und Verfassungsprinzipien für 
unveränderlich erklärt wurden, drohen-
der Instabilität vorbeugen.
In gewissem Sinne korrigierte auch der 
Gleichberechtigungssatz ein Defizit der 
Weimarer Verfassung. „Männer und 
Frauen haben grundsätzlich dieselben 
staatsbürgerlichen Rechte und Pflich-
ten“, hatte es dort geheißen. Damit war 
Frauen politische Teilhabe garantiert, 
mehr aber nicht. Im Familienrecht hatte 
der Satz keine Wirkung. Im Parlamen-

tarischen Rat war es die Sozialdemo-
kratin Elisabeth Selbert, die deswegen 
die wesentlich weiter reichende Formel 
propagierte: „Männer und Frauen sind 
gleichberechtigt.“ (Art. 3 Abs. 2)
Sie stieß auf massiven Widerstand. Es 
bedurfte einer dreimaligen Debatte im 
Hauptausschuss und einer Protestkam-
pagne, an der sich Zehntausende Frau-
en mit Eingaben an den Parlamentari-
schen Rat beteiligten, um Selberts Satz 
im Januar 1949 im Textentwurf zu ver-
ankern. Gesellschaftlich wirksam war er 
damit noch lange nicht. „Die mangelnde 
Heranziehung von Frauen zu öffentli-
chen Ämtern und ihre geringe Betei-
ligung in den Parlamenten ist schlicht 
Verfassungsbruch in Permanenz“, ur-
teilte die 1986 verstorbene Selbert ge-
gen Ende ihres Lebens.
Mittlerweile war immerhin eine Frauen-
bewegung entstanden, die der Entwick-
lung nachhalf. Wie es überhaupt immer 
wieder gesellschaftlichen Protests be-
durfte, um Verheißungen des Grundge-
setzes mit Leben zu erfüllen. Nicht zu-
letzt diesem jahrzehntelangen Prozess 
demokratischer Aneignung war es zu 
verdanken, dass sich das Provisorium 
von 1949 auch im vereinten Deutsch-
land als bestandskräftig erwies.

Winfried Dolderer, 
freier Journalist
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Staatsrechtler Carlo Schmid (zweiter v. l.) auf einer Sitzung des Verfassungs-
konvents im August 1948 auf der Insel Herrenchiemsee

Die Sozialdemokratin Elisabeth Selbert 
setzte die Aufnahme der Formulierung 
„Männer und Frauen sind gleichberech-
tigt“ in das Grundgesetz durch.
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// Wer sich für bundesweite Refor-
men in Schulen und Hochschulen 
stark macht, tut sich mit dem 
deutschen Bildungsföderalismus 
schwer. Häufig wirkt dieser wie 
eine unüberwindbare Reform-
bremse. Doch die Kulturhoheit 
der Länder wurde 1949 in bewuss-
ter Abkehr vom NS-Zentralstaat 
im Grundgesetz verankert. //

Folgt man der Selbstdarstellung auf der 
Homepage des Bundesministeriums für 
Bildung und Wissenschaft (BMBF), dann 
ist in Sachen Bund-Länder-Zusammen-
arbeit bei Bildung und Forschung alles 
bestens: Die klare Aufgabentrennung 
bei Schulen und Hochschulen bedeu-
te nicht, „dass Bund und Ländern die 
Kooperation verboten wäre“, heißt es 
dort. Verschwiegen wird allerdings, 
dass das Verhandlungsklima zwischen 
den Partnern derzeit auf einem bislang 
nicht gekannten Tiefpunkt angekom-
men ist. Den Ländern geht es vor allem 
um möglichst viel Geld aus der Bun-
deskasse – an Gesprächen über Inhalte 
und gesamtstaatliche Verantwortung 
besteht kaum Interesse. Und das Bun-
desministerium vermag nun schon seit 
Jahren nicht mehr, Gegenakzente zu 
setzen. Die in ihrem ersten Amtsjahr 
durch Schweigen aufgefallene Bundes-
bildungsministerin Anja Karliczek (CDU) 
hat diesen Trend noch verstärkt. 

Wie ein Schweizer Käse
Eigentlich ist es kurios: Das erst 2006 
in die Verfassung aufgenommene Ko-
operationsverbot, das dem Bund jede 
Investition in Bereiche untersagte, für 
die laut Grundgesetz allein die Länder 
zuständig sind, ist inzwischen durch 
mehrere öffnende Gesetzesnovellen 
durchlöchert wie ein Schweizer Käse, 
also nahezu unwirksam. Auslöser für 
das Kooperationsverbot war damals 
das Bundesprogramm zum Ausbau von 
Ganztagsschulen, mit dem Kanzler Ger-

hard Schröder (SPD) im Wahlkampf 2002 
bei vielen Eltern punktete – sehr zum 
Verdruss konservativer Unionspoliti-
ker, allen voran der damalige hessische 
Ministerpräsident Roland Koch (CDU). 
Ihnen passten Ganztagsschulen ebenso 
wie der Ausbau der Kleinkinderbetreu-
ung ganz und gar nicht in ihr familienpo-
litisches Weltbild. Doch die Zeiten haben 
sich geändert. Einer der „Mitväter“ der 
damaligen Grundgesetzänderung, der 
heutige Bundespräsident und damalige 
SPD-Kanzleramtschef unter Schröder, 
Frank-Walter Steinmeier, hat das Ver-
bot einer Bildungszusammenarbeit von 
Bund und Ländern später einmal selbst-
kritisch „als einen in die Verfassung ge-
gossenen Irrsinn“ bezeichnet. 
Die heutige inhaltliche „Eiszeit“ zwischen 
Bund und Ländern bei der Gestaltung 
eines gesamtstaatlichen Bildungs- und 
Wissenschaftssystems ist auch deshalb 
so kurios, weil der Bund die Länder seit 
2006 bei ihren Bildungsaufgaben mit so 
viel Geld unterstützt wie nie zuvor. Die 
Tinte unter der Verfassungsänderung, 
mit der die Länder doch fortan in Sachen 
Bildung künftig alles allein gestalten und 
finanzieren wollten, war noch nicht tro-
cken, da standen sie an der Bettelmauer 
des Bundes und baten um Geld für zu-
sätzliche Studienplätze für die doppelten 
Abiturjahrgänge nach der Einführung 
von G8. Der daraufhin ausgehandelte 
Hochschulpakt wird den Bund bis 2023 
20,2 Milliarden Euro kosten, über eine 
Fortsetzung laufen Verhandlungen. 
Mehr als vier Milliarden Euro gab der 
Bund bisher für die Exzellenzinitiative 
zur Förderung der Spitzenforschung 
an Universitäten aus, die Fortsetzung 
ist beschlossen. Für den Qualitätspakt 
Lehre zur Verbesserung der Studienbe-
dingungen gibt der Bund bis 2020 zwei 
Milliarden Euro aus, für die „Offensive 
Lehrerbildung“ bis 2023 rund eine wei-
tere halbe Milliarde, für den Pakt für 
Forschung und Innovation, der den For-
schungsorganisationen eine jährliche 

Steigerung der Mittel sichert, sind es 
bis 2020 insgesamt 3,9 Milliarden. Ver-
handlungen über die Fortsetzung stehen 
an. Und auch für die Schulen fließt jetzt 
Bundesgeld. Nach der jüngsten weiteren 
Lockerung des Kooperationsverbotes 

Kooperation im Dienste  
der Demokratie
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wird der Bund die Länder bei der Digita-
lisierung der Schulen mit fünf Milliarden 
Euro unterstützen. 
Aus Ländersicht darf der Bund zwar 
kräftig zahlen, inhaltlich soll er sich aber 
raushalten. Union und SPD haben in 
ihrem Koalitionsvertrag die Gründung 

eines Bildungsrates vereinbart. Als un-
abhängiger Expertenrat soll dieser im 
Zusammenspiel von Bund und Ländern 
im gesamtstaatlichen Interesse Visio-
nen für die Gestaltung des Bildungssys-
tems aufzeigen und zudem Vorschläge 

für ein gleiches Qualitätsniveau bei den 
Bildungsabschlüssen machen. Doch die 
Länder haben bisher alles Erdenkbare 
unternommen, die Verhandlungen über 
die Konstruktionen eines Bildungsrates 
in die Länge zu ziehen. Parallel bereiten 
sie intern einen eigenen Länder-Staats-
vertrag vor, der jede weitere Empfeh-
lung eines Bildungsrates in Sachen 
länderübergreifende Schulqualität ad 
absurdum führen würde. 

Es war schon mal besser
Das Bundesbildungsministerium, das 
einst als Gedankenschmiede für Zu-
kunftsvisionen in Bildung und For-
schung galt, scheint heute im Bund-
Länder-Kompetenzstreit nur noch zum 
Zahlmeister und zum Verwalter von 
Statistiken degradiert. Selbst als das 
Bundesverfassungsgericht Ende 2017 
das bisherige Zulassungsrecht zu den 
medizinischen Studiengängen kippte, 
ergriff man nicht die Chance, feder-
führend mit den Ländern ein neues 
bundesweites Zulassungsrecht für alle 
Numerus-clausus-Studiengänge zu er-
arbeiten – obwohl der Bund dafür die 
Zuständigkeit hat. Der neue, allein von 
den Kultusministern ausgearbeitete 
Staatsvertrag, vermittelt dagegen die 
Botschaft: Weiterwurschteln wie bis-
her, nur bitte nicht bundeseinheitlich. 
Es gab auch andere Zeiten: Vor 50 Jah-
ren erlebte die Bundesrepublik ihre 
erste Bildungsexpansion – mit einem 
Run auf die Gymnasien und explodie-
renden Abiturientenzahlen. Studien-
plätze waren rares Gut, der Hochschul-
ausbau hinkte gegenüber dem Bedarf 
gewaltig hinterher. Die Kultusminister 
standen öffentlich mit dem Rücken zur 
Wand. Ihr damaliger Präsident, Berlins 
Bildungssenator Carl-Heinz Evers (SPD), 
forderte den Bund auf, sich nicht nur 
finanziell, sondern auch inhaltlich mehr 
des Bildungsthemas anzunehmen. Fol-
gen waren die Grundgesetzänderung 
von 1969, die dem Bund vor allem in 
der Hochschulpolitik mehr Mitwirkung 
einräumte, die Gründung der Bund-Län-
der-Kommission für Bildungsplanung 
(BLK), zahlreiche Gesamtschulgründun-
gen, Modellversuche zum gemeinsa-
men Unterricht von behinderten und 
nicht behinderten Kindern, ein erster 
Bildungsgesamtplan für Deutschland, 

das Hochschulrahmengesetz (HRG) von 
1976 und die gemeinsame Hochschulb-
auförderung von Bund und Ländern. Mit 
der umstrittenen Föderalismusreform 
von 2006 wurde das Rad der Geschichte 
dann wieder gewaltsam zurück gedreht. 
Das Bundesverfassungsgericht hat zwar  
in mehreren Urteilen die Kulturhoheit der 
Länder, ihre Gestaltungsmacht bei Schu-
len und Hochschulen, als „Kernstück“ ih-
rer Eigenstaatlichkeit  bezeichnet. Gleich-
wohl schließt das eine Kooperation mit 
dem Bund im  gesamtstaatlichen Interes-
se nicht aus. 
In der deutschen Geschichte waren es in 
der Tat vor allem die Landesfürsten und 
Kirchen, die Hochschulen und Schulen 
gründeten. Die Kultusministerkonferenz 
(KMK) der Länder verweist gern darauf, 
dass sie bereits ein Jahr älter ist als das 
Grundgesetz. Ihre Gründung 1948 als 
reine Länderkonferenz war nicht allein 
eine Reaktion auf die kulturelle Gleich-
schaltung während der NS-Zeit. Sie 
stand auch im Schatten des politischen 
wie kulturellen Übergewichts Preußens 
nach Bismarcks Reichsgründung 1871. 
Kein Bundesland wollte sich fortan mehr 
von einem anderen Bundesland vor-
schreiben lassen, wie es seine Schulen 
und Hochschulen im Detail zu gestalten 
hatte – und erst recht nicht von einer 
zentralen Regierung.
Wer mehr gemeinsame Bildungsrefor-
men in Deutschland für überfällig hält, 
der mag bisweilen über das föderalis-
tische System verzweifeln. Vergessen 
sollte man allerdings nicht, dass dieses 
komplizierte System auch manchen 
Rückschritt verhindert hat. Nach der 
Regierungsübernahme von Kanzler 
Helmut Kohl (CDU) 1982/83 und der 
von ihm propagierten „geistig morali-
schen Wende“ verhinderten vor allem 
SPD-geführte Länder in den Folgejah-
ren das gewünschte totale Rollback der 
Bildungsexpansion der 1970er-Jahre. 
Weder wurde der Zugang zu Gymnasi-
en und zum Abitur bundesweit massiv 
gedrosselt und die Hauptschule wieder 
zur Standardschule der Nation erkoren, 
wie von Kohls Bildungsstaatssekretä-
ren verlangt, noch der weitere Ausbau 
der Hochschulen drastisch abgewürgt. 

Karl-Heinz Reith, 
freier Journalist
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„Beste Verfassung“
Gregor Gysi, Präsident der Europäischen Linken und 
Bundestagsabgeordneter

Schon zu früheren Jubiläen 
der Verfassung herrschte in  
einer Frage meist Einigkeit: 
Das Grundgesetz ist die 
beste Verfassung in der Ge-
schichte Deutschlands, die 
es je gab. Art. 1 Abs. 1 Satz 1 
besagt bekanntlich: „Die 
Würde des Menschen ist un-
antastbar.“ Die einzig richtige 
Antwort auf die Nazi-Barba-
rei steht an erster Stelle. Sie 
bestimmt, dass der Mensch 
nicht zum bloßen Objekt ge-
macht werden darf. Jeder Mensch hat einen Eigenwert, 
unabhängig von seinem Entwicklungsstand und seinen 
Taten. Das heißt auch: Der Mensch existiert nicht um 
des Staates, sondern der Staat um des Menschen willen. 
Zwei Sätze, die fast genauso tief im Bewusstsein unserer 
Bevölkerung verankert sind wie der Satz über die Würde 
des Menschen, stehen in Art. 14 Abs. 2: „Eigentum ver-
pflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der All-
gemeinheit dienen.“ Dies wird in Art. 15 Abs. 1 ergänzt: 
„Grund und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel 
können zum Zwecke der Vergesellschaftung durch ein 
Gesetz, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt, 
in Gemeineigentum oder in andere Formen der Gemein-
wirtschaft überführt werden.“ Es verdeutlicht, dass das 
Grundgesetz keine Wirtschaftsordnung vorschreibt. Was 
wie eine Utopie klingt, bekommt in der Wohnungsfra-
ge höchst aktuelle Bezüge. In Berlin kämpft ein Volks-
begehren für die Enteignung von Immobilienriesen, die 
mit  ihren absurden Renditezielen hemmungslos an den 
Wohnbedürfnissen der Menschen verdienen.
Nachholbedarf hat das Grundgesetz bei den sozialen 
Grundrechten. Für mich liegt auf der Hand, dass neben 
dem Schutz der Wohnung auch ein Recht auf Woh-
nung in unserer Gesellschaft möglich sein muss. Als das 
Grundgesetz verabschiedet wurde, standen nach der 
Nazi-Diktatur politische Grundrechte im Vordergrund, 
nicht die sozialen. So lassen sich soziale Grundrechte 
nur indirekt über Art. 1 Abs. 1 Satz 1, Art. 2 und Art. 20 
Abs. 1 gestalten, was nicht genügt.

Gregor Gysi
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„Der wichtigste Satz der Republik“
Prof. Heribert Prantl, Publizist und ständiger 
 Kolumnist der „Süddeutschen Zeitung“ 

Das Grundgesetz ist nicht 
bom bastisch, es trumpft 
nicht auf, es ist leise; trotz-
dem hat es eine Kraft ent-
wickelt, die ihm einst kein 
Mensch zugetraut hat. Ohne 
dieses Grundgesetz wäre 
das wiedervereinigte Land 
nicht, was es geworden ist: 
eine leidlich lebendige De-
mokratie, ein passabel funk-
tionierender Rechtsstaat, 
ein sich mühender Sozial-
staat. Das Grundgesetz kann 
nicht hinweggedacht werden, ohne dass der Erfolg 
der Bundesrepublik entfiele. Ohne dieses Grundgesetz 
wäre Deutschland in schlechter Verfassung.
Das Grundgesetz wird 70 Jahre alt. Menschen in die-
sem Alter sind im Ruhestand. Vom Grundgesetz wün-
sche ich mir das nicht. Ich wünsche den Grundrechten 
nicht, dass sie kürzer treten. Ich wünsche unserer Ver-
fassung nicht den Ruhestand, sondern neue Kraft und 
Stärke. Ich wünsche mir Grundrechte, auf die sich die 
Bürgerinnen und Bürger verlassen können; dazu Staats-
gewalten, Gerichte, Parlamente und eine couragierte 
Gesellschaft, die diese Grundrechte verteidigen – ge-
gen Entsolidarisierung, Ökonomisierungsexzesse und 
Datensammelwahnsinn; gegen Rassisten, Nationalisten 
und Ausländerhasser. 
Die Grundrechte gehören zum Besten, was den Deut-
schen in ihrer langen Geschichte widerfahren ist. Ich 
wünsche mir, dass die Menschen das in zehn, 20 und 30 
Jahren auch noch stolz so sagen können. Es wäre daher 
gut, wenn die Grundrechte die Kraft hätten, nicht nur 
die jungen und die mittelalten Menschen, sondern auch 
die ganz alten zu schützen. Ein System, das nicht in der 
Lage ist, sich um die Alten und Dementen gut zu küm-
mern, ist selber dement. Es braucht die Auferstehung 
wärmender Fürsorge.
Ich wünsche mir, dass das Grundgesetz das Gesetz 
bleibt, das Grundlage ist für alles, was dieser Staat tut. 
Sein erster Satz von der Unantastbarkeit der Menschen-
würde ist der wichtigste Satz der Republik.

Prof. Heribert Prantl
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Unverzichtbar
// Das Grundgesetz wird 70 Jahre alt. Es ist die Grundlage des Staates, aber auch des Zusammenlebens der 
Gesellschaft. E&W hat bei Prominenten nachgefragt, was das Grundgesetz für sie bedeutet. //
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„Wir brauchen mehr politische Bildung“
Elke Hannack, stellvertretende Bundesvorsitzende des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes

Als das Grundgesetz am 23. Mai 1949 
verkündet wurde, lag das menschen-
verachtende System des Nationalsozi-
alismus gerade vier Jahre zurück. Der 
bedeutende Artikel 1 „Die Würde des 
Menschen ist unantastbar“ bleibt die 
wichtigste Wertentscheidung des Staa-
tes. Begleitet wird sie durch die Defini-
tion des Staates als demokratischer und 
sozialer Rechtsstaat. Mit der Koalitions-
freiheit in Art. 9 Abs. 3 des Grundge-
setzes ist die Gründung freier Gewerk-
schaften als Eckpfeiler des Sozialstaates 
festgeschrieben worden. Das Streikrecht 
und die Tarifautonomie werden daraus abgeleitet. Das Grundgesetz 
hat die  Gewerkschaften gestärkt. Das Grundgesetz hat sich bewährt. 
Zugleich ist klar, dass es jeden Tag immer wieder neu mit Leben ge-
füllt werden muss. Es gilt daher auch, die im Grundgesetz verankerte 
Idee einer offenen und freien Gesellschaft zu verteidigen. Wir erle-
ben, wie die Nationalradikalen das politische Klima und somit die 
Streitkultur in unserem Land vergiften. Was aber ist zu tun, wenn 
 demo kratische Prinzipien von einem wachsenden Teil der Gesell-
schaft nicht mehr als Grundlage für ein Miteinander erkannt und 
akzeptiert werden? Was machen wir, wenn ein ziviler, demokrati-
scher Diskurs ins Hintertreffen gerät und oft Hass und Fake News  
die Debatten in den sozialen Medien prägen?
Eine Antwort auf diese Entwicklungen lautet: Wir brauchen mehr 
politische Bildung. Selbstverständlich muss man zunächst auf tat-
sächliche und vermeintliche Missstände schauen, wenn man die 
Krise der politischen Repräsentanz bekämpfen will. Und selbstver-
ständlich ist politische Bildung vor allem dann erfolgreich, wenn sie 
kontinuierlich gefördert und umgesetzt wird. Nur so kann sie ihre 
wichtigste Aufgabe erfüllen: das demokratische Bewusstsein der 
Bürgerinnen und Bürger zu stärken.
Demokratiebildung ist ein Prozess fürs Leben, dessen Grundlagen 
in der Schule gelegt werden. Wir brauchen deshalb eine stärkere 
politische Bildung in der Schule. Gerade hier muss sich zeigen, wie 
lebendig das Grundgesetz noch heute ist. Die Beschäftigten im Bil-
dungswesen sind ein zentraler Schlüssel zur Wahrung der Demokra-
tie und der Menschenwürde. Demokratiebildung endet jedoch nicht 
mit dem Abschluss der Schulzeit. Gerade deshalb brauchen auch 
Erwachsene einen Anspruch auf Bildungszeit – und das in allen Bun-
desländern.

Elke Hannack
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>>> „Begeisterung für unsere Demokratie“
Staatsministerin Annette Widmann-Mauz, Vorsitzende 
der Frauen Union der CDU und Bundestagsabgeordnete

Die Mütter und Väter des 
Grundgesetzes haben die 
weltweit beste und über-
zeugendste Verfassung ge-
schrieben. Über allem steht 
Artikel 1: „Die Würde des 
Menschen ist unantastbar.“ 
Die Werte unserer Verfas-
sung bilden die Grundfesten 
unseres Zusammenlebens. 
Allein der Grundrechtekata-
log ist ein großartiger Kom-
pass für unsere Gesellschaft. 
Die Begeisterung für unse-
re Demokratie, den Rechtsstaat, für Meinungsfreiheit, 
Gleichberechtigung und Menschenrechte muss allen 
Kindern und Jugendlichen als fester Bestandteil des 
Schulunterrichts und der politischen Bildung vermittelt 
werden. Ein friedliches Miteinander und der Zusam-
menhalt unserer Gesellschaft gelingen nur dann, wenn 
die Werte des Grundgesetzes von allen akzeptiert und 
gelebt werden. Wir brauchen zivilgesellschaftliches 
 Engagement für unsere Demokratie und eine offene 
Gesellschaft. Dazu gehört der Einsatz gegen Rassismus, 
Antisemitismus und fremdenfeindliche Vorurteile. 
Unser Grundgesetz ist kein festes unveränderbares 
Konstrukt. Es ist eine lebende Verfassung. Als engagier-
te Frauenpolitikerin streite ich für die gleichberechtigte 
Teilhabe von Frauen. Im Jahr 1949 wurde die Gleich-
berechtigung von Mann und Frau in unserem Grund-
gesetz verankert. In der praktischen Umsetzung ging es 
nur langsam voran. Deshalb wurde 1994 Artikel 3 um 
den Satz ergänzt: „Der Staat fördert die tatsächliche 
Durchsetzung der Gleichberechtigung und wirkt auf die 
Beseitigung bestehender Nachteile hin.“ Der Staat hat 
damit die Aufgabe einer aktiven Gleichstellungspolitik 
übernommen. Wir alle sind auch nach 70 Jahren immer 
wieder gefordert, die Lebenswirklichkeit am Grund-
gesetz zu messen und den Geist des Grundgesetzes  
mit Leben zu füllen.

Annette Widmann-Mauz
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„Kein Exponat hinter Vitrinenglas“
Kevin Kühnert, Bundesvorsitzender der Jusos

Mit dem Grundgesetz ver-
hält es sich wie mit der De-
mokratie: Beide sind nicht 
perfekt. Aber beide bedeu-
ten historisch betrachtet ei-
nen bahnbrechenden Fort-
schritt. An beiden können 
wir arbeiten. Und zu beiden 
ist unserer Gesellschaft noch  
keine brauchbare Alternati-
ve eingefallen – vermutlich 
aus guten Gründen.
Neben seiner Funktion als 
Verfassung, und damit als 
rechtliche und politische Grundordnung unseres Zusam-
menlebens, besteht die Stärke des Grundgesetzes in sei-
nem Potenzial als Gebrauchsanweisung in gesellschaftli-
chen Debatten. Ich möchte mir nicht vorstellen, wie viel 
schlimmer die Diskussionen um geflüchtete Menschen 
zuletzt geführt worden wären, hätten über all dem nicht 
die „Würde des Menschen“ sowie die „unverletzlichen 
und unveräußerlichen Menschenrechte“ geschwebt. Ar-
tikel 1 unseres Grundgesetzes ist sowohl Spiegel unserer 
Geschichte als auch mahnender Zeigefinger, der an die 
daraus resultierende Verantwortung erinnert.
Andere prominente Beispiele sind die Wiederentde-
ckung von Artikel 15 und somit der Möglichkeit der 
Vergesellschaftung in der Debatte um explodierende 
Mietpreise. Oder auch Artikel 20 und sein Sozialstaats-
prinzip, mit dem schon so manch neoliberaler Vorstoß 
im Keim erstickt werden konnte und den die politische 
Linke viel stärker argumentativ nutzen sollte. Wir müs-
sen unser Grundgesetz häufiger als Nutzgegenstand 
begreifen und weniger als Exponat hinter Vitrinenglas.
Das bedeutet auch, dass das Grundgesetz nie fertig 
sein wird und weiter verbessert werden kann. Ein Bei-
spiel dafür ist der jahrelange Kampf um die Verankerung 
von Kinderrechten. Kinder als gleichwertige Träger der 
Grundrechte sichtbar zu machen, ist uns Jusos und vie-
len anderen seit Jahren ein Anliegen. Dieses Jahr besteht 
endlich eine realistische Chance, das zu schaffen – das 
Anliegen hat es in den Koalitionsvertrag der Bundes-
regierung geschafft. Ich werde keine Ruhe geben, bevor 
dieses Ziel nicht endlich Realität geworden ist.

Kevin Kühnert
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„Individuelle Freiheit“
Prof. Klaus Klemm, Bildungsforscher, Professor 
i. R. an der Universität Duisburg-Essen

Ein Blick auf den langen Weg 
bis zur Verabschiedung des 
Grundgesetzes macht den 
Fortschritt klar, für den die-
ses steht. Der erste Versuch 
1849 in der Frankfurter 
Paulskirche, den Deutschen 
eine Verfassung zu geben, 
die das Grundrecht der in-
dividuellen Freiheit sichert, 
scheiterte. Die Verfassung 
des Deutschen Reiches von 
1871 kannte keine Grund-
rechte, erst die Weimarer 
Verfassung von 1919 verankerte diese. In einem Um-
feld, das von der Sehnsucht nach dem untergegangenen 
Kaiserreich, der Faszination der russischen Revolution, 
später von Massenarbeitslosigkeit geprägt war, hat-
te diese Verfassung keinen Bestand. Erst 1949 gab es 
mit dem Grundgesetz einen neuen Anlauf. Es beginnt: 
„Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu ach-
ten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen 
Gewalt“ (Art. 1 Abs. 1). Unter den Artikeln, die dies kon-
kretisieren, sind mir folgende besonders wichtig: „Alle 
Menschen sind vor dem Gesetz gleich.“ (Art. 3 Abs. 1), 
„Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Ab-
stammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat 
und Herkunft benachteiligt oder bevorzugt werden. 
Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt 
werden.“ (Art. 3 Abs. 3), „Eigentum verpflichtet. Sein 
Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit 
dienen.“ (Art. 14 Abs. 2), „Politisch Verfolgte genießen 
Asylrecht.“ (Art. 16a Abs. 1) und „Gegen jeden, der es 
unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle 
Deutschen das Recht zum Widerstand, wenn andere 
Abhilfe nicht möglich ist.“ (Art. 20 Abs. 4).

Prof. Klaus Klemm
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„Staat ist für die Bürger da“
Annalena Baerbock, Bundesvorsitzende der  Grünen 
und Bundestagsabgeordnete

Das Grundgesetz stellt klar, 
dass nicht der Bürger, die 
Bürgerin für den Staat, son-
dern der Staat für seine Bür-
gerinnen und Bürger da ist. 
Er muss verschiedenste Frei-
heits- und Gleichheitsrechte 
achten und gewährleisten. 
Er ist an Recht und (Grund-)
Gesetz gebunden. Zentral ist 
dabei die Menschenwürde, 
die der Mensch einfach nur 
durch sein „Menschsein“ 
hat. Sie muss nicht erwor-
ben und kann vor allem auch nicht entzogen werden. 
Schon gar nicht vom Staat. Er darf seine Bürgerinnen 
und Bürger nie zum bloßen Objekt degradieren. Denn: 
„Die Würde des Menschen ist unantastbar.“
Als überzeugte Europäerin ist für mich aber auch die Prä-
ambel, ein oft  nicht beachteter Teil des Grundgesetzes, 
von Bedeutung. Hier steht nämlich etwas über die Moti-
vation, aus der wir uns das Grundgesetz gegeben haben: 
„… von dem Willen beseelt, als gleichberechtigtes Glied in 
einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen 
…“. Hier kommt zum Ausdruck, was Europa zuallererst 
ist: ein Friedensprojekt. Europa, genauer gesagt die Euro-
päische Union (EU), ist das größte Friedensversprechen, 
das es je auf diesem Kontinent gab. Deutschland hat 
auch aufgrund seiner Geschichte der europäischen Inte-
gration unendlich viel zu verdanken. Die Grundwerte der 
EU – Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, 
Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschenrech-
te – finden sich alle auch im Grundgesetz. Die Präambel 
„charakterisiert das Wesen des Grundgesetzes”, so Carlo 
Schmid, einer der „Väter“ des Grundgesetzes. Nehmen 
wir sie als Auftrag für ein vereintes Europa ernst.

Annalena Baerbock
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// Der Erziehungswissenschaftler Hans-Peter de 
Lorent erforscht die Verstrickungen Hamburger 
Lehrkräfte in der NS-Zeit und will andere ermuti-
gen, dies auch zu tun. //

E&W: Herr de Lorent, Sie befassen sich seit fast 40 Jahren mit 
Hamburgs Schullandschaft unterm Hakenkreuz. Soeben ha-
ben Sie den dritten Band der Reihe „Täterprofile“ herausge-
bracht. Ist das ein Abschluss?
Hans-Peter de Lorent: Das Thema Schule und NS-Zeit wird 
mich mein Leben lang begleiten. In den drei Bänden „Täter-
profile“ habe ich die Lebensgeschichten von 180 Menschen 
aufgeschrieben und bei der Recherche weitere wichtige Per-

sonen im Bildungs- und Kulturbereich erfasst. Darunter sind 
neben Schulleitern und Verantwortlichen in Behörden auch 
viele, die spezifische Gemeinheiten begangen haben. Ich 
könnte noch einen Band schreiben, aber das bringt uns in der 
Sache nicht weiter.
E&W: Gibt es Täter, die Ihnen besonders in Erinnerung geblie-
ben sind?
De Lorent: Ja, etwa Albert Henze. Eine üble Gestalt. Er zähl-
te zu den Schlimmsten, weil er Schülerinnen und Schüler aus 
der Swing-Jugend regelrecht verfolgt und mehrere ins KZ ge-
bracht hat. Er wurde trotz hoher Funktion nur als Mitläufer 
eingestuft und unterrichtete später in Lübeck. 
E&W: Es gab auch Menschen, die in der NS-Zeit aktiv waren 
und später positiv gewirkt haben. Etwa Walter Bärsch (1914–
1996), der sich nach dem Krieg für die Rechte von Kindern und 
Jugendlichen einsetzte und von 1966 bis 1980 Mitglied des 
Hauptvorstandes der GEW war. War es ein Schock, von seiner 
Parteimitgliedschaft zu erfahren?
De Lorent: Allerdings, weil ich ihn gut kannte und für jemand 
hielt, der damals anständig geblieben ist. Durch die Recher-
che kam heraus, dass es anders war. Vielleicht lässt sich da-
raus die Erkenntnis ziehen, dass manche aus ihren Fehlern 
gelernt haben.

E&W: Wie schwierig war es, an die Fakten zu kommen? Sie 
schreiben an einer Stelle, der Datenschutz schütze die Täter 
bis heute.
De Lorent: Als ich mich 1979 erstmals mit dem Thema befass-
te, lebten viele Täter noch. Inzwischen gibt es die Freigabe für 
die Akten. Wer zur NS-Zeit forscht, kann leichter als vor 30 
Jahren in den Landesarchiven Anträge stellen. Ich kann nur 
dazu ermuntern, auch in anderen Bundesländern an das The-
ma ranzugehen.
E&W: Sie haben viele Informationen von damaligen Schülern 
erhalten. Deren Zahl nimmt naturgemäß ab. Ist es schon zu 
spät?
De Lorent: Natürlich muss man Durchhaltevermögen zeigen, 
aber die Grunddaten sind da. Jeder Deutsche über 18 Jahre 
musste sich entnazifizieren lassen, die Akten liegen in den 
Landesarchiven. Über die Lehrerinnen und Lehrer lässt sich 
die Schulgeschichte erforschen, das kann spannend für his-
torisch interessierte Pädagogen und Projektgruppen sein. Die 
Schüler brennen meiner Erfahrung nach darauf zu erfahren, 
was an ihrer Schule los war.
E&W: Eine Ihrer Forschungsfragen lautete, wie Hamburg, 
ehemals Hochburg der Reformpädagogik, nationalsozialis-
tisch werden konnte. Haben Sie eine Antwort gefunden?
De Lorent: Die Nazis hatten 1933 eine „geniale Idee“: Durch 
das Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums 
konnten sie missliebige Leute entlassen und neue einstellen. 
So wurden die Reformpädagogen durch eine junge Generati-
on ersetzt, die bis dahin keine Festanstellung hatte und den 
Nazis ihre Karriere verdankte. 
E&W: Ein weiteres Thema ist die Entnazifizierung. Sie nennen 
sie „kein ruhmreiches Kapitel“, zeichnen aber dennoch ein dif-
ferenziertes Bild. 
De Lorent: Ich glaube, meine Forschung trägt zur Differen-
zierung bei – auch bei mir selbst. Ich bin mit Empörung ran-
gegangen, inzwischen sehe ich es pragmatischer, ähnlich wie 
Hamburgs ehemaliger und unverdächtiger Bürgermeister 
Max Brauer (SPD). Er sagte, mit den 5 Prozent der Deutschen, 
die nicht nationalsozialistisch verstrickt waren, konnte man 
keinen Staat aufbauen. Das gilt auch für die Schule, bitter, 
aber wahr. Um den Unterricht abzudecken, wurden auch be-
lastete Lehrer wieder eingestellt. Anfangs gab es sogenann-
te Entbräunungskurse, aber selbst das stoppte irgendwann. 
Wer klug war, wartete ein paar Jahre und kehrte dann in den 
Schuldienst zurück.
E&W: Forschen und schreiben Sie weiter?
De Lorent: Ja, aber nun kreativ statt rein dokumentarisch. 
Ich plane einen Roman über den Naumann-Kreis um Werner 
Naumann, den ehemaligen Staatssekretär von Josef Goeb-
bels. Sein neo-nationalsozialistischer Geheimbund versuchte 
1953 die FDP zu unterwandern.

Interview: Esther Geißlinger, 
freie Journalistin

Kein ruhmreiches Kapitel

Hans-Peter de Lorent 
(Jahrgang 1949) ar-
beitete viele Jahre 
als Lehrer in Ham-
burg. Von 1990 bis  
1996 war er Landes-
vorsitzender der GEW 
der Hansestadt; zwi-
schen 1997 und 2001 
gehörte er als Abge-
ordneter der Grün-Al-
ternativen Liste (GAL) 
der Hamburger Bür-
gerschaft an.
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// Wie stark ist der gesellschaftliche Rechtstrend 
an den Hochschulen angekommen? Und wie lässt 
sich darauf reagieren? Ein Studierendenseminar der 
GEW suchte nach Antworten. //

Das Haus in der kleinen Adam-Kuckhoff-Straße in Halle an der 
Saale wirkt seltsam unbelebt. Farbbeutelwürfe haben die Fas-
sade des dreieinhalbstöckigen Baus unansehnlich gemacht und 
manches Fenster erblinden lassen. Auch abends ist drinnen 
kein Licht zu sehen. Dieses Gebäude inszeniert die rechtsex-
treme „Identitäre Bewegung“ als ihr Zentrum, als Basis für ihren 
Kampf um Deutungshoheit in Deutschland – auch an den Hoch-
schulen. Nicht zufällig liegt die Immobilie unmittelbar am geis-
teswissenschaftlichen Steintor-Campus der Universität Halle.
Aus gutem Grund wählten die GEW und der Bundesstudieren-
denausschuss die sachsen-anhaltinische Stadt zum Ort ihres 
ersten Seminars für Studierende und Promovierende, das sich 
mit rechten Umtrieben an deutschen Hochschulen auseinan-
dersetzte. Nur wenige Gehminuten vom Zentrum der „Identi-
tären“ entfernt trafen sich vom 28. bis 30. März mehr als 30 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer in der Hallenser Jugendher-
berge, um Erfahrungen auszutauschen und über Gegenstrate-
gien nachzudenken. „Unser Verständnis ist, dass wir nicht nur 
Interessenvertretung unserer Mitglieder sind“, sagte Andreas 
Keller, stellvertretender GEW-Vorsitzender, in seiner Begrü-
ßung. „Wir sehen Bildungspolitik immer auch im gesellschafts-
politischen Rahmen.“ Und dazu gehöre nicht zuletzt: die klare 
und entschlossene Abgrenzung gegen Rechtsextreme.
Mit Blick auf die Hochschulen hat das häufig überstrapazier-
te „Wehret den Anfängen“, anders als in anderen Bereichen 
der Gesellschaft, durchaus noch seine Berechtigung. Selbst 
in Halle sei von rechten Aktivitäten an der Uni kaum etwas 
zu bemerken, wie Lukas Wanke, Vorsitzender des Studie-
rendenrats, berichtete. Dabei ist die Hochschule eine der 
ganz wenigen im Lande, bei der die gleichermaßen AfD- wie 
„Identitären“-nahe „Campus Alternative“ bei Wahlen ein 
Mandat gewonnen hat. „Das ist eher ein Marketing-Gag“, sag-
te Wanke. „An tatsächlicher Hochschulpolitik haben sie kein 
Interesse.“

Auch in der Wissenschaft sind Rechtsausleger wie der Kas-
seler Biologie-Professor Ulrich Kutschera Außenseiter. Er 
verunglimpft die Genderforschung als „fundamentalistische, 
feministische Mann-gleich-Frau-Ideologie“ und erklärt mit 
vermeintlichen Gesetzen der Biologie, warum Frauen keine 
Karriere machen sollten. Der Tübinger Sozialwissenschaftler 
Floris Biskamp, lange selbst an der Uni Kassel, zeigte auf, wie 
Kutschera zwar von Rechten hofiert wird, bis hin zur Aufnah-
me ins Kuratorium der AfD-nahen Desiderius-Erasmus-Stif-
tung. In seriösen Medien aber komme er nicht mehr zu Wort, 
in der Wissenschaft würden seine Thesen ignoriert.

Kein Grund zur Entspannung
Dennoch, da herrschte Einigkeit, bestehe kein Anlass zur Ent-
spannung. Auch wenn die populistische und extreme Rechte 
an Hochschulen (noch) schwach aufgestellt sei: Ihre Hetze 
gegen unliebsame Studierendenvertretungen, Lehrende und 
Forschungsrichtungen sowie die stets mitschwingende – und 
immer wieder bewiesene – Gewaltbereitschaft wirke bereits 
heute einschüchternd und verunsichernd. Und wie wird das 
erst werden, wenn etwa die AfD über ihre Stiftung eines Tages 
Studienstipendien vergeben darf? 
Einige Ansätze, wie die Gegenwehr organisiert werden kann, 
wurden auf dem Seminar diskutiert. So gelten für zeitge-
schichtliche Seminare an der Uni Halle Teilnahmebedingun-
gen, die den Ausschluss von Studierenden beispielsweise für 
rassistische Äußerungen ermöglicht. Die Alice-Salomon-Hoch-
schule in Berlin ließ die Unvereinbarkeit ihres hochschulpoli-
tischen Leitbilds mit dem Programm der AfD wissenschaftlich 
feststellen. Der AStA der Goethe-Universität Frankfurt am 
Main entwickelte einen „Handlungsleitfaden“ zum Umgang 
mit Rechtsextremen auf dem Hochschulcampus.
Ermutigende Beispiele, die aber niemanden aus der Verant-
wortung entlassen, selbst etwas zu tun. Auf dem Programm 
des GEW-Studierendenseminars stand deshalb auch ein Argu-
mentationstraining gegen rechtsextreme Parolen. 

Joachim F. Tornau, 
freier Journalist

Strategien gegen rechts
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Ein Blickfang der besonderen Art: das Zentrum der 
„Identitären“ in Halle an der Saale
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// Eine Arbeitsgruppe um den 
Tübinger Professionsforscher 
Colin Cramer hat im Auftrag der 
GEW das Fortbildungsangebot 
für Lehrkräfte in Baden-Würt-
temberg untersucht. Es ist die 
erste umfassende Untersuchung 
dieser Art für ein Bundesland. //

E&W: Sie haben sich fast 10.600 staat-
liche Fortbildungen in Baden-Würt-
temberg angeschaut. Was sind die 
Top-Themen? 
Colin Cramer: Bei rund 40 Prozent der 
Angebote geht es um didaktische und 
methodische Fragen, also um unter-
richtsbezogene Themen. Daneben gibt 
es Trends wie den neuen Bildungsplan 
in Baden-Württemberg. Fortbildungen 
zu Themen wie Heterogenität, Umgang 
mit Vielfalt und Inklusion kommen vor, 
jedoch deutlich seltener. 
E&W: Als Schlüssel für guten Unter-
richt gilt laut Bildungsforschung unter 
anderem eine effiziente Klassenfüh-
rung. Welchen Stellen-
wert hat das Thema 
bei den Fortbil-
dungen?
Cramer: Es  
wird angeboten, 
spiegelt sich 
aber in der Brei-
te nicht wider. 
Sinnvoll wäre 
eine gute Ba-
lance zwischen 
zentralen, 
übergrei-
fenden 

Themen wie Klassenführung, Digitali sie-
rung und Inklusion auf der einen Seite. 
Auf der anderen Seite müssen Fortbil-
dungsangebote aber auch spezifische 
Interessen einzelner Schulen und Lehr-
personen berücksichtigen. 
E&W: Zu welchen weiteren Ergebnis-
sen hat Ihre Studie geführt?
Cramer: Die meisten Angebote haben 
zwar ein klares Thema, werden aber 
für die Zielgruppe nicht genau genug 
beschrieben. Nehmen wir zum Beispiel 
die Rechtschreibung: Lehrerinnen und 
Lehrer können der Ausschreibung oft 
nicht genau entnehmen, für welche 
Schulform, Klassenstufe oder welches 
Fach sich die Fortbildung eignet. Ein 
weiteres Ergebnis: Die Struktur der 
Fortbildungsanbieter ist schwer zu 
durchschauen, die Kommunikation un-
tereinander eher gering. Hier ließe sich 
das System effizienter gestalten. Einge-
sparte Ressourcen könnten dann in die 
Qualität der einzelnen Fortbildungen 
fließen. 

E&W: Sie haben auch 865 Lehrkräf-
te befragt. Wie zufrieden oder 

unzufrieden sind diese mit den 
Angeboten?

Cramer: Wir haben Lehrerin-
nen und Lehrer vor und direkt  

nach ihrer Fortbildung be-
fragt. Zwar äußerten  einige 
Kritik, wenn Erwartung und 
Inhalt nicht übereinstimm-
ten. Aber im Großen und 

Ganzen waren die Teilneh-
menden sehr zufrieden und 

erlebten die Fortbildung als
Gewinn. 

E&W: Heißt das, dass die 
Qualität der Angebote 
stimmt?

Cramer: Nicht automa-
tisch. Auch in anderen 
Branchen ist die Zufrie-
denheit mit Fortbildun- 

gen recht hoch. Das  
bedeutet aber nicht 

zwangsläufig, dass Inhalt und Ertrag zu 
einer Qualitätsentwicklung in Schule 
und Unterricht führen. Viele Lehrper-
sonen sind einfach froh, Abstand vom 
Berufsalltag und neue Anregungen zu 
bekommen. 
E&W: Die meisten der von Ihnen un-
tersuchten Fortbildungen dauern nicht 
lange. Welche Wirkung haben Kurz-
zeitseminare? 
Cramer: Das Gros der Angebote in 
Baden-Württemberg dauert tatsäch-
lich nur einen halben oder einen gan-
zen Tag. Aus der Forschung wissen wir 
aber, dass kurze Fortbildungen kaum 
nachhaltig wirken. Einen großen Wis-
senszuwachs und direkte Effekte auf 
den Unterricht kann man dann nicht 
erwarten. 
E&W: Ist es Ressourcen-Verschwen-
dung, kurze Seminare anzubieten? 
Cramer: Auch kurze Fortbildungen 
sind nicht völlig ohne Effekt: Lehrerin-
nen und Lehrer profitieren vom fach-
lichen und sozialen Austausch mit an-
deren. Das „Netzwerken“ sollte man 
nicht geringschätzen. Natürlich wäre 
es sinnvoll, die Ressourcen besser zu 
nutzen. Also: weniger, dafür längere 
Fortbildungen. 
E&W: Warum geschieht das nicht?
Cramer: Den Verantwortlichen ist das 
Problem durchaus bewusst. Fortbil-
dungen von mehreren Tagen mit Ver-
pflegung und Übernachtung sind aber 
sehr teuer. Außerdem fehlen Lehrerin-
nen und Lehrer dann im Unterricht – 

Zu kurze Fortbildungen, 
unübersichtliche Strukturen

Colin Cramer ist Erziehungswis-
senschaftler an der Universität 
Tübingen. Er ist Professor für 
Professionsforschung mit dem 
Schwerpunkt Fachdidaktiken. 
Sein Team und er untersuchen, 
unter welchen Bedingungen Leh- 
rerinnen und Lehrer arbeiten und 
wie sie sich professionalisieren.Prof. Colin Cramer
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gerade mit Blick auf den Lehrermangel 
an vielen Schulen lässt sich dieses Di-
lemma nicht so leicht lösen. 
E&W: In anderen Branchen ist es durch- 
aus üblich, dass Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter Fortbildungen teilweise in 
ihrer Freizeit besuchen. Ist das Lehr-
kräften nicht zuzumuten?
Cramer: Das entscheiden nicht wir Wis-
senschaftler, das entscheidet nur der 
Dienstherr. Lehrpersonen bilden sich 

auch jenseits der Fortbildungsangebo-
te selbst weiter, etwa mit Fachliteratur. 
Pädagogen und Pädagoginnen arbeiten 
an ihrer Professionalität in vielfältiger 
Weise informell, genauso wie es ande-
re Berufsgruppen tun – auch außerhalb 
der offiziellen Dienstzeit.
E&W: Wie qualifiziert sind die Fortbild-
ner?
Cramer: Darüber wissen wir leider sehr 
wenig. Es gibt keine allgemein gültigen 

Definitionen, was Qualität im Fortbil-
dungssystem bedeutet und wie Fort-
bildner selbst ausgebildet sein sollten. 
Das müsste sich ändern.
E&W: Wenn Sie selbst eine Fortbildung 
entwickeln sollten, wie würde diese 
aussehen?
Cramer: Idealerweise müsste sie eine 
zentrale Frage mit „Ja“ beantworten: 
Ist das Konzept wirklich relevant für die 
Professionalisierung von Lehrerinnen 
und Lehrern? Aber auch die Interessen 
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
müssten eine Rolle spielen, damit In-
halte der Fortbildung im Unterricht be-
deutsam werden oder relevant für die 
Schulentwicklung sein können.

Interview: Katja Irle, 
freie Journalistin

Konsequenzen aus der Studie
Nach Ansicht der GEW bietet die Untersuchung der Tübinger Bildungswissen-
schaftler die Chance, Defizite bei der Lehrkräftefortbildung zu beheben und 
in die Qualität von Schulen zu investieren. Die Vorsitzende der GEW Baden-
Württemberg, Doro Moritz, fordert eine „bessere und systematischere Qua-
lifizierung der Fortbildner“. Außerdem gebe es zu wenig Qualifizierungsange-
bote für die aktuellen Herausforderungen an den Schulen: Klassenführung, 
Diagnostik, Heterogenität. Auch Angebote zur Didaktik der Rechtschreibung 
müssten ausgebaut werden. Moritz setzt zudem auf nachhaltigere und länge-
re Fortbildungen: „Es gibt kaum Angebote, bei denen ganze Teams kontinuier-
lich qualifiziert werden. Dafür brauchen wir mehr Zeit – und damit Geld.“  K. I.

Mitdiskutieren
www.gew.de/
EundW
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// Der Digitalpakt sorgt dafür, dass 5,5 Milliarden 
Euro in Ausstattung und Personal der Schulen fließen. 
Was fordert die GEW mit Blick auf Arbeitsplätze, 
Datenschutz und pädagogische Umsetzung? Das 
diskutierten 60 GEW-Aktive beim ersten „Bundes-
forum Bildung in der digitalen Welt“ in Göttingen. //

Freitag, 15.30 Uhr. Wer ist zuständig, um für Lehrkräfte di-
gitale Arbeitsgeräte anzuschaffen? Sind es allein die Kom-
munen als Schulträger? Professor Michael Wrase von der 
Uni Hildesheim erklärt: „Auch das Land ist verpflichtet.“ Der 
Jurist verweist auf das „Konnexitätsprinzip“. Demnach muss 
ein Bundesland für finanziellen Ausgleich sorgen, wenn es 
Aufgaben auf die Kommunen überträgt. Und dies sei etwa in 
Nordrhein-Westfalen (NRW) geschehen. Aus dem Schulgesetz 
des Landes gehe hervor, dass die Schulträger für den „Zugang 
zu aktuellen Medien“ sorgen müssen, soweit diese für den 
Unterricht erforderlich sind. In den Kernlehrplänen sei zudem 
die „Vermittlung von Medienkompetenz“ verankert. Dies las-
se sich nur realisieren, wenn die Lehrkräfte im Schulgebäu-
de digitale Arbeitsplätze nutzen können. Oder wenn sie mit 
dienstlichen Laptops, Tablets oder Smartphones ausgerüstet 
sind. Weil das Land seinen Verpflichtungen aber nicht nach-
kommt, empfiehlt Wrase der GEW denn auch, „eine Muster-
klage zu führen“: Eine Lehrerin oder ein Lehrer kauft aus eige-
ner Tasche einen Laptop „und klagt auf Erstattung“ – gegen 
das Bundesland. Die GEW NRW prüft, ob eine solche Klage 
Aussicht auf Erfolg hat.
Freitag, 17 Uhr. Startschuss zum „World-Café“. Verteilt auf 
fünf Tische diskutieren die Teilnehmenden fünf Themen. Tisch 
1 setzt sich mit „Arbeit, Rechten und Arbeitsbedingungen im 
Bildungsbereich“ auseinander. Schnell geht es um Daten-

schutz. „Rheinland-Pfalz hat den Lehrkräften vor fünf Jahren 
verboten, via Social Media Kontakt mit den Schülern zu hal-
ten“, berichtet Martina Schmerr vom GEW-Hauptvorstand. 
Viele GEW-Mitglieder seien gegen ein derartiges Verbot 
„von oben“, ergänzt Schmerr. Deren Haltung sei, „das muss 
die Schule regeln“. Auf buntem Karton wird notiert: „Social 
 Media – verbieten, laufen lassen oder regulieren?“
Tisch 2 beschäftigt sich mit „Aus-, Fort- und Weiterbildung 
der Beschäftigten im Bildungsbereich“. Thomas Dornhoff 
von der GEW Niedersachsen erklärt: Die Kolleginnen und 
Kollegen erlernten zwar digitale Kompetenzen, „aber die 
Anwendung wird nicht unterstützt“. Was ist von E-Lear-
ning-Angeboten für Lehrkräfte zu halten? Dornhoff zieht 
„Präsenzveranstaltungen“ vor. Antje Kurzmann, Lehrerin in 
Brandenburg, widerspricht. Sie sei „froh, dass es so viel On-
line-Angebote gibt“ und sie nicht zum Seminar „in die Ucker-
mark“ fahren müsse. Weitere Themen des World-Cafés sind 
„Gesellschaftspolitische Fragestellungen“, „Pädagogische 
Herausforderungen und Chancen“ sowie „Kommerzialisie-
rung und Ökonomisierung“.

Eigenes Fach oder Querschnittsthema
Samstag, 9.15 Uhr. Vier Arbeitsgruppen bilden sich. Sie erör-
tern Fragen, sammeln Forderungen. 13 Uhr. Präsentation der 
Ergebnisse. Tobias Serner von der AG „Pädagogische Heraus-
forderungen und Chancen“ stellt den zentralen Diskussions-
punkt vor: „Soll Informatik als eigenes Fach existieren – oder 
lässt sich das als Querschnittsthema in allen Fächern darstel-
len?“ Es habe sich herauskristallisiert, „dass man ein gewisses 
Expertenwissen benötigt“. Andernfalls, ergänzt AG-Mitglied 
Annelie Strack, bestehe die Gefahr, dass „Google oder Amazon 
irgendwann ihre Algorithmen offenlegen – und dann sitzen da 
Leute, die sie nicht verstehen“. Ziel sei, Menschen zu befähigen, 
„kritisch zu reflektieren und gestaltend einzugreifen“.
Ansgar Klinger vom GEW-Hauptvorstand mahnt zur Eile: „Wir 
müssen in den nächsten Wochen anstreben, uns auf Mindest-
standards zur Umsetzung des Digitalpaktes zu verständigen.“ 
GEW-Vorsitzende Marlis Tepe erklärt: „Wir stehen zeitlich un-
ter Druck.“ Bis Mitte April dürften alle Bundesländer der Ver-
waltungsvereinbarung von Bund und Ländern zum Digitalpakt 
zugestimmt haben. Tepe: „Danach haben die Länder Zeit, ihre 
Vorgaben für den Digitalpakt rauszugeben.“ 

Matthias Holland-Letz, 
freier Journalist

GEW-Gewerkschaftstagsbeschluss 3.26 „Bildung in der 
 digitalen Welt“: www.gew.de/beschluss-3-26-pdf 

Digitalpakt: GEW sucht 
Mindeststandards 
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Noch existieren im Unterricht analoge und digitale Lernfor-
men parallel. Für das E-Learning braucht es aber nicht nur die 
Geräte, sondern auch didaktische Konzepte.
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// In dem Film „Die Kinder der Utopie“ treffen sich 
sechs junge Erwachsene wieder, die als Kinder 
zusammen eine Grundschule besuchten. Das Beson-
dere dabei: Drei von ihnen sind behindert, drei nicht. 
Ein Film über gelungene schulische Inklusion. //

Luca fotografiert gerne und studiert Umweltwissenschaften. 
Sie wirkt ein wenig verloren, wie sie da auf einem Hausdach 
in Berlin steht und von sich erzählt. Dass sie lange überlegt 
habe, ob sie die Fotografie zum Beruf machen soll. Aber dann 
aus Angst, sich das Hobby zu verderben, davor zurückschreck-
te. So beginnt Hubertus Siegerts Film „Die Kinder der Utopie“ 
(Deutschland 2019), der am 15. Mai an einem Kampagnentag 
in ganz Deutschland zu sehen sein wird.
Kurz nach der Szene auf dem Hausdach kommt Dennis bei 
Luca vorbei. Dennis scheint ziemlich zufrieden zu sein. Er hat 
auch allen Grund dazu, hat er doch bei einem Musical-Wett-
bewerb gerade den ersten Preis gewonnen – erste Engage-
ments winken. 
Dennis ist gerade ganz oben. Das wird auch im Gespräch mit 
Christian klar, der nach seinem noch nicht sehr lange zurück-
liegenden Coming-out auf der Suche nach Sinn und Bestim-
mung ist. Dennis‘ Erfolge scheinen Christian noch ein wenig 
ratloser zu machen – aber nicht neidisch. Christian ist das 
wohl gewohnt. Das wird deutlich, als sich die beiden zusam-
men einen alten Dokumentarfilm aus dem Jahr 2005 anschau-
en: „Klassenleben“, auch der von Hubertus Siegert. Der Film 
zeigt die Praxis der Inklusion in einer Grundschulklasse an der 
Flämingschule in Berlin-Friedenau, die schon in den 1970er-
Jahren behinderte Kinder in den Klassenverband integrierte. 
Auch damals war Dennis der Star, der die Aufmerksamkeit auf 
sich zog. Christian dagegen weinte nach einer harschen Zu-
rechtweisung der Lehrerin vor laufender Kamera.

Der Reigen
Christian, der gerade sein VWL-Studium abgebrochen hat und 
noch nicht weiß, was er als nächstes tun soll, wirkt, als habe 
ihm das Leben schon einige Schürfwunden zugefügt. Er bildet 
zusammen mit Luca und Dennis das Trio der nicht behinder-
ten einstigen Grundschulkinder. Als nächstes trifft er Marvin, 
der gerade zu einer christlichen Glaubensgemeinschaft gefun-
den hat, in einer Behindertenwerkstatt arbeitet und – außer 
mit der Höhe seines Lohns – ganz zufrieden wirkt. 
Marvin trifft auf Johanna, die Altenpflegerin werden möchte, 
und Johanna wiederum begegnet Natalie, die auf eine Fest-
anstellung in einer Großküche hofft. Später besuchen alle 
zusammen das Grab ihrer ehemaligen Mitschülerin Lena, die 
bereits verstorben ist. 
Die sechs gehen ganz selbstverständlich miteinander um, 
obwohl einige von ihnen sich seit zwölf Jahren, seit dem Ende 
der Grundschule, nicht gesehen haben. Der Regisseur ent-
lockt einigen seiner Protagonisten Sätze zum Thema Inklu-
sion, etwa Marvin, der sagt: Je früher man mit der Inklusion 

anfange, „desto leichter ist es, Menschen mit Behinderung 
zu respektieren!“ Oder Natalie, für die „die Flämingschule 
die allerschönste Zeit in meinem Leben“ war. Oder Dennis, 
für den „Inklusion schlicht und einfach Akzeptanz und Res-
pekt“ ist.
Die Zitate fallen nebenbei, sind lose in den Film eingestreut, 
der offenbar gar kein Film über Inklusion sein will, sondern 
lediglich zum Ziel hat, zwölf Jahre später bei den sechs kindli-
chen Protagonisten des Films des Jahres 2005 vorbeizuschau-
en und zu sehen, wie es ihnen heute geht. Die Frage, welche 
Botschaft der Film hat, wird in der ersten Hälfte der 82 Minu-
ten nicht beantwortet. „Die Kinder der Utopie“ will ganz of-
fensichtlich nicht viel. Und es ist auch gar nicht uninteressant, 
diese Momentaufnahme aus dem Leben von sechs jungen Er-
wachsenen zu sehen, die alle ihren Weg noch nicht gefunden 
haben und das sehr offen aussprechen. 
Drei haben eine Einschränkung, wenn man nicht Behinde-
rung sagen will. Aber das ist Nebensache. Insofern ist der Film 
selbst ein gutes Beispiel für gelungene Inklusion: Er themati-
siert die Einschränkung seiner Protagonisten zu keiner Zeit; 
nimmt sie eben als selbstverständlich. Alles ganz normal. 

Frauke Haß, 
Pressesprecherin Deutsches Filminstitut, Frankfurt am Main

Alles ganz normal

Erziehung und Wissenschaft  | 05/2019

41MEDIEN



Erfolg im Kampf gegen 
Kinderarbeit

// In Mali hat die Nationale Bil-
dungs- und Kulturgewerkschaft 
(SNEC) mit Unterstützung der 
GEW-Stiftung „fair childhood“  
in den vergangenen fünf Jahren 
mehr als 1.000 Minderjährige 
aus Arbeitsverhältnissen befreit 
und ihnen den Schulbesuch 
ermöglicht. Diese Zahl nennt der 
zuständige Projektkoordinator 
Soumeila Maiga und erklärt, wie 
die Gewerkschaft dabei vorge-
gangen ist. //

Sorgfältige Auswahl des Terrains, Fort-
bildung von Lehrkräften, Kooperation 
mit der Zivilgesellschaft vor Ort – das 
ist das Erfolgsrezept. Seit 2014 hat die 
SNEC sogenannte kinderarbeitsfreie 
Zonen in sieben Gemeinden im bevöl-
kerungsreichen Süden und Kernland 
Malis unweit der Hauptstadt Bamako 
eingerichtet. Mittlerweile beteiligen 
sich 48 Schulen und 920 Lehrkräfte an 
der Initiative.
Der erste Schritt, sagt Projektkoordina-
tor Maiga, sei immer die Erkundung der 
örtlichen Verhältnisse. In welchen Re-
gionen ist Kinderarbeit ein besonders 
drängendes Problem? Sind die lokalen 
Behörden aufgeschlossen für eine Ko-
operation? Ist die Gewerkschaft in der 
Gegend hinreichend solide verankert, 

um die Nachhaltigkeit des Projekts 
gewährleisten zu können? Diese drei 
Kriterien müssen erfüllt sein, bevor 
in einem zweiten Schritt Vertrauens-
lehrkräfte rekrutiert werden, die dem 
Kampf gegen die Kinderarbeit an ihren 
jeweiligen Schulen Stimme und Gesicht 
geben sollen.

Fortbildung für Lehrkräfte
Die Gewerkschaft lasse den ausge-
wählten Kolleginnen und Kollegen eine 
gründliche Fortbildung angedeihen, sagt 
Maiga: „Sie lernen generell zu begrei-
fen, was Kinderarbeit bedeutet, sowie 
Definition, Ursachen und Folgen des 
Phänomens. Wir machen sie auch mit 
den einschlägigen internationalen Ab-
kommen gegen Kinderarbeit vertraut.“ 
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Positive Zwischenbilanz: Soumeila Maiga koor-
diniert für die malische Bildungsgewerkschaft 
SNEC das Projekt „Kinderarbeitsfreie Zonen“.
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FAIR CHILDHOOD – BILDUNG STATT KINDERARBEIT

Das Bildungs- und 
 Förderungswerk der GEW 
unterstützt die Stiftung 
„fair childhood – Bildung 
statt Kinderarbeit“.



childh   d
fair

GEW-Stiftung 
Bildung statt Kinderarbeit

Ja,   ich möchte mehr Informationen fair childhood. E&W 05/2019 
Bitte sendet mir weitere Informationen zu.

Name, Vorname 

Straße, Hausnummer 

PLZ, Ort 

E-Mail 

Datum, Unterschrift 

Bitte sende diesen Coupon in einem ausreichend frankierten Umschlag an:

  Kindern eine
   Kindheit geben
Mach mit! Unterstütze die Projekte  
der GEW-Stiftung fair childhood.
Spendenkonto: Bank für Sozialwirtschaft, 
IBAN: DE16 7002 0500 0009 8400 00
BIC: BFSWDE33MUE

www.gew.de/internationales/fair-childhood
fair childhood ist eine Treuhandstiftung unter Treuhänderschaft 
der Stiftung Kinderfonds

fair childhood 
GEW-Stiftung „Bildung statt Kinderarbeit“ 
Reifenberger Straße 21 
60489 Frankfurt am Main

#

Foto: Tobias Schwab
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Gesprächsführung und kommunikative 
Fertigkeiten zählen ebenfalls zum Lern-
stoff: Wie lassen sich Eltern am ehesten 
überzeugen, ihre Kinder nicht mehr zur 
Arbeit, sondern in die Schule zu schi-
cken? Das müssen künftige Vertrauens-
lehrkräfte wissen. „Unsere Ausbildung“, 
erklärt Maiga, „umfasst auch pädagogi-
sche Hinweise. Die Lehrkräfte sollen in 
der Lage sein, fesselnd und leicht ver-
ständlich zu unterrichten. Wenn Schü-
lerinnen und Schüler sich langweilen, ist 
die Gefahr größer, dass sie wegbleiben.“
An ihren Schulen sollen die Vertrauens-
lehrkräfte das neu erworbene Wissen 
mit dem Kollegium teilen und unter 
den Schülerinnen und Schülern Helfer 
anwerben. So soll an jeder beteiligten 
Schule ein zwölfköpfiges Schülerkomi-
tee gegen Kinderarbeit entstehen, dem 
jeweils zur Hälfte Mädchen und Jungen 
angehören. Auch sie werden mit Allge-
meinwissen zum Thema, zu Fragen der 
Kinderrechte und der Bekämpfung von 
Kinderarbeit vertraut gemacht. Sie sol-
len sich in ihrem Bekanntenkreis umhö-
ren und, wenn sie von Minderjährigen 
in Arbeitsverhältnissen erfahren, die 
Vertrauenslehrer informieren.
Gemeinsam suchen Schüler und Lehr-
kräfte dann die betroffenen Familien 
auf, um den Eltern ins Gewissen zu re-
den. Gelingt es, die Kinder aus ihren 
Arbeitsverhältnissen loszueisen, ist er-
neut das Schülerkomitee gefragt. Es soll 
die Rückkehrer in der ersten Zeit an der 
Schule begleiten und ihnen helfen, den 
versäumten Lernstoff nachzuarbeiten.
Wichtig für den Erfolg des Projekts, be-
tont Maiga, sei es, von vornherein die 
lokalen Behörden und die Zivilgesell-
schaft einzubinden. Den Auftakt bildet 
in der Regel eine Dorfversammlung, an 
der alle Einwohner teilnehmen; weltli-
che wie geistliche Amtsträger bekräf-
tigen dort das Anliegen, Jugendlichen 
eine solide Bildung zuteilwerden zu 
lassen, und weisen auf die gefährlichen 
Folgen der Kinderarbeit hin. Das letzte 
Wort hat der jeweilige Dorfchef, der 
klarmacht, dass Kinderarbeit am Ort 
künftig nicht mehr geduldet werde.
Um das Projekt dauerhaft zu begleiten, 
werden überdies an jedem Ort zwei au-
ßerschulische Institutionen ins Leben 
gerufen. Einem Aufsichtsausschuss ge-
hören Vertreter der Verwaltung sowie 

sämtlicher gesellschaftlicher Gruppen 
an. Daneben gibt es eine Mütterverei-
nigung, die insbesondere unter Frauen 
und Mädchen für Schulbesuch und Bil-
dungschancen werben soll.
Zeigen sich Eltern, die ihre Kinder zur 
Arbeit schicken, beim ersten Gespräch 
mit Vertrauenslehrkraft und Schülerko-
mitee uneinsichtig, stehen danach Ab-
gesandte des Aufsichtsausschusses und 
der Müttervereinigung bei ihnen auf 
der Matte. Dieser Zangenangriff blei-
be üblicherweise nicht ohne Wirkung, 
meint Projektkoordinator Maiga.

Lernerfolg ist gestiegen
Maiga ist von der nachhaltigen Wirkung 
des Projekts überzeugt. Gehe es doch in 
erster Linie darum, einen langfristigen 
Mentalitätswandel herbeizuführen, der 
die Voraussetzung sei, die Ausbeutung 
von Kindern auf Dauer zu ächten. Die 
Erwachsenen müssten zu der Einsicht 
kommen, dass Kinderarbeit großen 
Schaden anrichte. An diesem Bewusst-
sein habe es früher gemangelt. Was 
sei denn, so die weitverbreitete Ein-
stellung, dagegen einzuwenden, wenn 
Kinder ihren Eltern zur Hand gehen, 
im Haushalt, auf dem Feld, beim Geld-
verdienen? Diesen Eltern, sagt Maiga, 
müsse der grundlegende Unterschied 
zwischen dem pädagogischen Auftrag, 
Kinder allmählich an Eigenverantwor-
tung, die Übernahme kleiner häuslicher 
Pflichten heranzuführen, und ausbeu-
terischen Arbeitsverhältnissen klar ge-
macht werden.
Maiga sieht noch einen weiteren positi-
ven Effekt des Projekts „Kinderarbeits-
freie Zone“: In allen beteiligen Gemein-
den sei der durchschnittliche Lernerfolg 
deutlich gestiegen. Dass Schülerinnen 
oder Schüler den Unterricht schwän-
zen, komme immer seltener vor. Das 
sei auf eine „neue Begeisterung für Bil-
dung“ zurückzuführen, die das Projekt 
bewirkt hat. Zu guter Letzt habe auch 
die Gewerkschaft ihren Nutzen davon: 
„Wir erreichen dadurch mehr Sichtbar-
keit in Politik und Gesellschaft und ge-
winnen neue Mitglieder“, sagt Maiga. 

Samuel Grumiau, 
Fachberater der Bildungsinternationale
Aus dem Französischen: Winfried Dolderer, 
freier Journalist



NS-Zeit besser erforschen
(E&W 2/2019, Seite 22: „Die Verant-
wortung bleibt“)
Wir sollten in der GEW darüber nachden-
ken, was man anlässlich des Erstarkens 
rechtsradikaler und faschistisch einge-
stellter Kräfte in Deutschland tun kann.
Die historische Wahrheit des menschen-
verachtenden Naziregimes möglichst kon - 
kret im Bewusstsein zu halten, ist meines 
Erachtens dabei besonders wichtig.
Die GEW Berlin hat zu diesem Thema 
einen Forschungsauftrag erteilt, dessen 
Ergebnisse vorliegen, zum Thema Gleich-
schaltung der Lehrerverbände und Ver-
folgung von Kolleginnen und Kollegen.
486 Namen von Lehrkräften an Berliner 
Oberschulen (von insgesamt zwischen 
7.000 und 8.000 Lehrkräften) wurden 
festgestellt, die nun nicht mehr verges-
sen werden können. Leider gibt es keine 
systematischen Akten zu den „Volksschu-
len“ und den dort beschäftigten Kollegin-
nen und Kollegen der damaligen Zeit.
Unseres Wissens ist das die erste syste-
matisch wissenschaftliche Forschung im 
Schul- und Lehrkräftebereich. Ich fände 
es nicht nur gut, sondern auch notwen-
dig, vergleichbare Aufträge auch in an-
deren Bundesländern zu initiieren.
Darüber hinaus ist bei den Kultusminis-
terien meines Wissens auch noch nir-
gends über die Täter und den Verbleib 
und Einsatz von höheren Beamten der 
Schulverwaltung der Nazis nach dem 
Zweiten Weltkrieg geforscht worden. 
Hier gibt es noch etliches zu tun.
Knut Langenbach, Berlin

Anm. d. Red.: s. zu diesem Themenkomplex 
das Interview mit Hans-Peter de Lorent auf 
S. 36 dieser E&W. Der GEW-Hauptvorstand 
hat 2017 einen Forschungsauftrag an ein 
Historikerteam vergeben, das die NS- und 
Nachkriegszeit insbesondere mit Blick auf die 
Geschichte der GEW und ihrer Vorläuferorga-
nisationen wissenschaftlich aufarbeiten soll. 
Ergebnisse erwartet die GEW für 2020.

Ich will keine PR
(E&W 2/2019, Dialog 1/2019, Seite 1 ff.: 
„Connected!“)
Nichts gegen Kompetenzen im Bereich 
Digitalisierung, aber von einer Bildungs-
gewerkschaft erwarte ich keine PR-
Promotion. „Wege aus der Einsamkeit“ 
ist eines der Stichworte, das mich dabei 

provoziert. Eine Gewerkschaft sollte die 
Frage beantworten, in wessen Interesse 
wir connected sein sollen. Wer sind die 
Gewinnerinnen und Gewinner, wer die 
Verlierer der digitalen Revolution? Die 
Arbeitswelt könnte humaner, die Ar-
beitszeit geringer werden. Stattdessen 
verdichtet sich der Arbeitstag. Tag und 
Nacht wird Medienpräsenz gefordert. 
Gewinne steigen umgekehrt proportio-
nal zur Dienstleistung. In allen Bereichen, 
in denen es um menschlichen Kontakt 
geht wie Bildung, Gesundheit oder Inne-
re Sicherheit, wird Personal eingespart. 
Wir haben weniger Zeit miteinander, die 
Kommunikation 
wird oberfläch-
licher. Für mich 
ist das ein Weg 
in die Verein- 
sa mung, in die 
so ziale Inkom- 
petenz, in die –  
mit Verlaub – 
Verblödung. 
Eine Gewerkschaft darf das nicht mit 
einem „Masterplan Senioren ans Netz“ 
verharmlosen. Wem nützt es, dass wir 
immer transparenter, ausrechenbarer, 
manipulierbarer, verwertbarer wer-
den? Ist es akzeptabel, dass die Macher 
der digitalen Revolution von der Politik 
unbehelligt (!) daran verdienen, dass 
hemmungslos Hassbotschaften ano-
nym verbreitet werden, die die Gesell-
schaft spalten und vergiften? Dass der 
Überwachungskapitalismus mehr über 
uns weiß als die Geheimdienste? Die-
se Machtfülle deckt sich nicht mit dem 
Demokratieanspruch. Hier tut sich ein 
riesiges bislang verschlafenes Arbeits-
gebiet für die Politik auf, zu der ich die 
Gewerkschaften zähle. 
Ich will mir nicht mein Rezept vom On-
line-Mediziner verschreiben lassen, bei 
der Apotheke online bestellen, geliefert 
bekommen und online bezahlen. Ich 
möchte nicht per App mit meinen En-
keln „verkehren“, ich möchte mit ihnen 
noch Briefe schreiben, herumtoben, er-
zählen und singen. Unsere gesellschaft-
lichen und gewerkschaftlichen Werte 
wie Bildung, Solidarität, Nächstenliebe, 
Vertrauen, sozialer Frieden, Gerechtig-
keit können niemals digital erworben 
und geschützt werden. 
Renate Schenk, Wiesloch

Kein Wort zum Kindeswohl
(E&W 3/2019, Seite 2: „Männer in die 
Care-Arbeit!“)
Von einer längeren Reise zurück finde 
ich in der März-Ausgabe obigen Gast-
kommentar. In bald 50 Jahren GEW-
Mitgliedschaft habe ich zwar manche 
Kröte schlucken müssen, aber nun ist 
es Zeit für einen geharnischten Protest!
Zunächst bedauert die Redakteurin für 
Geschlechterpolitik (!) bei der taz und dem 
RBB in einer Zeitschrift für Pädagogen mit 
Blick auf die Vereinbarung von Beruf und 
Familie den im Osten stattgefundenen 
„Backlash“. Danach fordert sie tatsäch-
lich: „Wir brauchen in einer Hinsicht 
mehr DDR: Die Berufstätigkeit von Frau-
en muss weiter erleichtert werden …“
Diese Aussage und die von der Verfasse-
rin aufgestellten Forderungen mögen in 
jeder Zeitschrift gerechtfertigt sein, aber 
in einer pädagogischen wie der E&W?
Vom Kindeswohl, der Bedeutung früh-
kindlicher Bindung zu Mutter oder Va-
ter: kein Wort. Kein Wunder, denn in der 
DDR „(war) die Bindungstheorie nicht 
opportun. Man fand sie grundsätzlich 
falsch, gegen die Emanzipation der Frau 
gerichtet“. So die Entwicklungspsycho-
login Lieselotte Ahnert in einem Inter-
view im Magazin Der Spiegel (15/19).
Sie weiß offensichtlich, wovon sie spricht: 
Geboren in Thüringen hat sie doch seit 
fast 40 Jahren die seelische und kogni-
tive Entwicklung von Kindern zwischen 
Baby- und Schulalter untersucht mit dem 
Schwerpunkt, wie sich die Krippenerzie-
hung in der DDR auf die Kinder auswirkte.
Von diesen und anderen Forschungser-
gebnissen, die sich mit dem Wohl der 
Kinder beschäftigen, berichtet die Ver-
fasserin mit keinem Wort.
Das ist ihr gutes Recht, aber nicht in der 
pädagogischen Zeitschrift einer Gewerk-
schaft, die nach 1968 mit den autoritä-
ren Strukturen in der damaligen BRD und 
DDR brechen wollte. 
Jürgen Vieth, Hamburg

Mittelschichts-Bias
(E&W 3/2019, Seite 6 ff.: Schwerpunkt 
„Frauenleben: Familie – Politik – Arbeit“)
Sie stellen vor allem berufstätige El-
tern in mietteuren Großstädten mit  
stressigen Kita-, Schul- und Arbeits-
platzproblemen dar. Die Protagonis ten 
kommen vor allem aus urbanen Milieus 

Viel Luft  nach oben!

Gute 
 Kitas
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Veranstalter:  ts|medialog GmbH, Detmolder Str. 78, 33604 Bielefeld

Reiseverlauf, Reisetermine, Buchungsformular und Reisebedingungen unter www.gew.de/verlagsreisen
Informationen und Buchung ( 0521 / 96768-0

Malta
Kulturelle Schätze und malerische Fischerdörfer
8-tägige Flugreise - diverse Termine von Mai bis Oktober 2019

Das beinhaltet unsere ReiseKulturelle Schätze, malerische Fischerdörfer, wunder-
schöne Naturlandschaften und tiefblaues Meer − Malta 
begeistert seine Besucher! Freuen Sie sich auf die 
Hauptstadt Valletta, unternehmen Sie einen Ausflug 
in die „drei alten Städte” Vittoriosa, Senglea und Co-
spicua und besuchen Sie die historische Stadt Mdina 
mit ihrer außergewöhnlichen Mischung aus mittelal-
terlicher und barocker Architektur. Unternehmen Sie 
einen Ausflug nach Gozo − Maltas Schwesterinsel. Hier 
stehen u. a. die malerischen Buchten von Xlendi und 
Marsalforn und die Tempelanlage Ggantija auf dem 
Programm.

ab € 975,-
p. P. im DZ

EZ-Zuschlag ab € 158,- p. P.

Abflughäfen

DURCHFÜHRUNGS-
GARANTIE

› Flug mit Air Malta inkl. Steuern und Gebühren
› Transfer Flughafen – Hotel – Flughafen
› Flughafenassistenz bei Ankunft/ Abflug Malta
› 7 Übernachtungen im 4-Sterne-Hotel
› 7 x Frühstücks-Büfett
› Halbtagesausflug Mdina, Rabat und Mosta
  inkl Mdina Kathedrale und Museum
› Ganztagesausflug Cottonera und Valletta 
  inkl. St. Johns Kathedrale und Malta Experience
› Ganztagesausflug Gozo inkl. Ggantija Tempel

› MUC
› VIE    + 10,-
› DUS  + 15,-
› LEJ    + 15,-

› FRA   + 20,-
› TXL   + 20,-
› HAM + 20,-
› ZRH   + 20,-

› Ganztagesausflug Gozo inkl. Ggantija Tempel
› Ganztagesausflug Süden der Insel inkl.
  Blaue Grotte und Marsaxlokk
› qualifizierte deutschsprachige Reiseführung
   während der Ausflüge
› deutschsprachige Gästebetreuung vor Ort

der liberalen Kultur eliten. Die relativen 
Luxusprobleme dieser gehobenen Mit-
telschicht sind alles andere als reprä-
sentativ für unsere Gesellschaft. Über 
35 Jahre war ich Vollzeitlehrer in einer 
mittelständischen Wirtschaftsregion mit 
50 Prozent Industriearbeitsplätzen. Fast 
die Hälfte aller Kinder besuchte Förder-, 
Haupt-, Real- und Gesamtschulen. Als 
Bildungsgewerkschaft sollte die linksori-
entierte GEW nicht eine Echokammer 
der intellektuellen Kultur- und Medien-
leute bespielen, sondern auch Alltags-
probleme (rare Kita-Plätze, bezahlbare 
Mietwohnungen etc.) von Arbeiterin-
nen, Handwerkerinnen, Verkäuferinnen 
oder Altenpflegerinnen darstellen. 
Hermann Reyher, Kierspe

Keine substanzielle Recherche
(E&W 3/2019, Seite 18: „Macht, um zu 
machen“) 
Auch ich bin der Meinung, dass es 
höchste Zeit ist, Frauengleichberechti-
gung gesellschaftspolitisch zu realisie-

ren! Gerade dort, wo Frauen trotz ihrer 
anerkannten gleichen Arbeitsleistung 
nicht gleich der männlichen entlohnt 
werden! Das natürlich auch in „Kommu-
nalparlamenten und Rathäusern“! 
Aber bitte, dann bitte auch einen wirklich 
aussagekräftigen Artikel dazu, der inhalt-
lich argumentierend für die Sache spricht! 
In diesem Beitrag geht es dagegen eigent-
lich nur um ein Beispiel der politprofessio-
nellen „Königsmacherei“ sozialdemokra-
tischer Provenienz (übrigens männlicher), 
um ihr schreiendes (berechtigtes!) Tief in 
der Gunst der Bevölkerung bundesweit 
auf diesem Wege wieder formal aufzu-
peppen. Und dann noch bezüglich der 
Laboer SPD-Kandidatin Inken Kuhn, über 
deren Oeuvre der interessierte Leser lei-
der außer einem Wahlslogan (Macht, um 
zu machen) und des Glaubensbekennt-
nisses am Ende, Frauen (wir) würden sich 
nicht „so stark profilieren wollen“, nichts 
Erkenntnisreiches erfährt. Da wären sub-
stanzielle Recherchen zur Gestaltung des 
Artikels nötig! 

Unter „Kritischer beäugt“ im Artikel öff-
net die Autorin dann eine kritische, be-
rechtigte Sicht der eigentlichen Proble-
matik, das scheint mir Grundlagen und 
Ansätze zu bieten, um national/inter-
national als GEW-Gewerkschafter für 
Frauengleichberechtigung zu kämpfen. 
Das ist der richtige Teil, das Beispiel aus 
Laboe in dieser Form allerdings nicht! 
Schauen wir nicht nur auf zurzeit Mach-
bares, gesetzlich Mögliches, sondern 
entwickeln wir notwendige und mach-
bare Visionen, dort wo wir leben und 
arbeiten! Denn: Die Hälfte des Himmels 
gehört den Frauen! Auch in Zukunft! 
Roland Hoja, Laboe

Inspiration für den Unterricht
(E&W 3/2019, Seite 25: „Theater unter-
richten“)
Ob im Literaturkurs oder in der AG – die 
früher mal viel trefflicher „Neigungsgrup-
pe“ hieß: Das Theaterspielen mit den 
jungen Menschen hat mir die Gelegen-
heit gegeben, ihre kreativen Fähigkeiten >>>
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zu erspüren, zu 
entwickeln und 
anzuerkennen. 
Talente, die im 
regulären Gym-
nasialunterricht 
allgemein we-
niger geschätzt 
wurden. Etlichen 
Jugendlichen hat 
diese Erfahrung auch Inspirationen und 
Ermutigung für ihre anderen Unter-
richtsfächer gebracht, wie sie mir Ruhe-
ständler bis heute versichern. Ich zähle 
die Theater- und Filmarbeit – trotz der 
damit ebenfalls verbundenen Stresser-
lebnisse – zu den beglückendsten Er-
fahrungen meiner Lehrerlaufbahn. Die 
erforderliche Qualifikation habe ich mir 
in den 1990er-Jahren in der Fortbildung 
für das Fach „Literatur“ erworben, die 
uns m. E. alles mitgegeben hat, was wir 
für diesen Unterricht brauchten. Dieses 
Angebot gibt es meines Wissens noch 
heute, wenn auch in zeitlich „abgespeck-
ter“ Form. Insofern teile ich die Ansicht, 
„fachfremde“ Lehrer hätten das Theater-
spiel unterrichtet, nur bedingt. Das neue 
Studienfach ist jedenfalls zu begrüßen.
Thomas Bouvier, Duisburg

Wo ist da die Vergleichbarkeit?
(E&W 3/2019, Seite 26: „Pro und Kontra: 
Die Not mit den Noten)
In dem Pro-Beitrag wird deutlich, dass es 
Martina Hagemann bei Noten eben nicht 
um eine möglichst objektive Bewertung 
der Leistung geht, sondern immer auch 
um eine Bewertung des Verhaltens. 
Traurig, dass dabei das bekannte Kli-
schee auftaucht: Jungs werden für „fre-
ches“ Verhalten (Papierkugel schnipsen, 
andere ablenken) bestraft. Das Mäd-
chen scheint für Wohlverhalten – „brav 
(!) am Platz sitzt“ – zwar offenbar nicht 
belohnt worden zu sein (hat sie nun eine 
5 bekommen oder eine 3?), dafür aber 
wurde sie vermutlich demotiviert: Ihre 
Anstrengungen haben sich auch nicht 
gelohnt. Wo ist da noch die im Artikel 
beschworene Vergleichbarkeit der Be-
wertung gegeben? Im Falle des Jungen, 
der seine Nachbarn ablenkt, weil er sich 
langweilt, ist Frau Hagemann dann auch 
noch sehr zufrieden damit, dass ihre 
unfaire Note endlich für Verbesserun-
gen in ihrem eigenen Unterricht gesorgt 

hat. Hätte nicht das Verhalten selbst ein 
Gesprächsauslöser sein sollen? Schöner 
hätte man die Subjektivität – und auch 
die Hierarchie – der Notengebung nicht 
beschreiben können.
Mascha Hansen, Greifswald

Fragwürdige Pädagokik
Menschen, die lernen, benötigen eine 
Rückmeldung, inwieweit sie Fortschritte 
machen. Rückmeldungen betreffen die 
Ziele, die sich Lernende setzen, ihre ge-
planten Wege, Probleme, die auftauchen, 
und die Ergebnisse. Vor allem geht es um 
die „Sache“ des zu Lernenden – nicht um 
eine abstrakte Bewertung. Inwieweit 
dazu Ziffernnoten nötig sind, erschließt 
sich aus dem Beitrag nicht – eher das Ge-
genteil. Die „1“, die der Schüler, der Pa-
pierkügelchen schnipst, nicht erhält, be-
wertet nicht seine Leistung, sondern sein 
Verhalten und ist damit eine fragwürdige 
pädagogische Sanktion. Und die „4“, die 
die Schülerin, nicht bekommt, obwohl 
sie ihre Hausaufgaben regelmäßig macht 
und brav ist, hilft ihr auch nicht weiter. 
Motivierend für das Lernen sind Lerner-
folge, die nicht in Noten ausgedrückt 
werden müssen. Studien, die zeigen, dass 
bei motivierten Lernenden Belohnungen 
eher zum Nachlassen der Motivation füh-
ren, lassen eher vermuten, dass Ziffern-
noten wenig zur Motivation beitragen. 
Noten mögen – weil kompakt – gut sein 
für Vergleichbarkeit, nur wer braucht die-
se? Der Lernende sicher nicht, er braucht 
in erster Linie die Vorschläge, wie es 
besser laufen kann, die aber nur „gege-
benenfalls“ gemacht werden. Klar wird 
der Sinn der Ziffernnoten als Ausleseins-
trument, wenn von der Orientierung für 
die Wahl einer weiterführenden Schule 
die Rede ist. Das Argument, dass „ein 
früher Umgang mit Noten den Kindern 
hilft“, später mit Noten besser zurecht zu 
kommen, heißt nichts anderes, als dass 
die Kinder früh lernen sollen, sich der 
Fremdbeurteilung zu beugen. 
Rainer Kopp, Dortmund

Demotivation programmiert
„Eigentlich hasse ich Benoten!“ Das ist 
ein erstaunlicher Satz in Ihrem Vertei-
digungstext für Ziffernnoten, liebe Kol-
legin Martina Hagemann, in dem Sie 
angebliche „Vorteile“ von Noten auf-
zählen: Diese würden Kindern helfen 

„einzuschätzen, ... wo sie Schwächen 
haben. Nur so können Defizite in An-
griff genommen werden.“ Wie bitte? Da 
werden sich die Kolleginnen und Kolle-
gen in Skandinavien aber sehr wundern. 
Können die in den notenfreien Schuljah-
ren keine „Defizite“ beheben? 
Ich meine, Ihre gefühlsmäßige Ableh-
nung der Benoterei hat gewichtige Grün-
de, die Sie erstaunlicherweise nicht be-
nennen: Noten lenken das Interesse der 
Lernenden weg von den Inhalten und 
Methoden hin zur Frage der Belohnung 
bzw. Bestrafung schulischer Anstrengun-
gen und Verhaltensweisen. Da ist Demo-
tivation programmiert – ähnlich wie bei 
der untauglichen Dienstlichen Beurtei-
lung/Benotung von Lehrkräften!
Einen Aspekt zweifle ich in der wichtigen 
„Kontra“-Stellungnahme von Kollegin 
Ilka Hoffmann an. Nicht für das Verfas-
sen „lernfördernder Leistungsrückmel-
dungen“ (und eventuellen Fortbildungen 
dafür) sollten Lehrkräfte ihre wertvolle 
Arbeitszeit nutzen, sondern um einen 
übersichtlichen Reflexionsbogen ge-
meinsam mit Schülerinnen, Schülern 
und Eltern zu besprechen. Wie so ein 
 Bogen angelegt sein könnte, steht bei: 
www.gew-oberfranken.de/bildung-
anders/benotungsalternativen 
Veränderbar je nach Bedarf. 
Ernst Wilhelm, Bamberg

Kompetent
Kompliment! Ilka Hoffmann gelingt es in 
ihrem Kontra-Beitrag 100 Jahre Noten-
kritik von der Reformpädagogik bis zur 
Inklusionsdebatte kompakt, kompetent 
und frisch zu formulieren. 
Prof. Tassilo Knauf, Bielefeld 

>>>
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Was tun bei

ARTHROSE?
Was kann man selbst bei 
Arthrose tun? Wie kann man 
seine Gelenke wirksam schüt-
zen? Auf diese wichtigen Fragen 
gibt die Deutsche Arthrose-
Hilfe in ihrem Ratgeber „Arth-
ro se-Info“ fundierte Antworten. 
Eine Sonderausgabe kann 
kostenlos an gefordert werden 
bei: Deut sche Arthrose-Hilfe 
e.V., Postfach 1105 51, 60040 
Frankfurt/Main (bitte gern eine 
0,70-€-Brief marke für Rück-
por to beifügen) oder per 
E-Mail an service@arthrose.de 
(bitte auch dann mit vollstän-
diger postalischer Adresse).

45 x 66

Friesland
Charter

Seit
1966 Charter

Gruppenfahrten auf 
traditionellen Segelschiffen
Auf IJsselmeer und Binnengewässer
8 bis 60 Personen
• Klassenfahrten
• Wochenendarrangements
Familie Koopmans
De Slinke 19, NL 9011 WV Jirnsum
Ruf 0031-566-631604
An Bord 0031-6-50681864
E-mail: info@frieslandcharter.nl
Internet: www.frieslandcharter.nl
  Klipper DE HOOP****

Schullandheim im Nordschwarzwald
15 Autominuten von Baden-Baden entfernt liegt unser "Else-Stolz-Heim". Mit 41 Betten
bietet es 36 Jugendlichen nebst Betreuern Platz und ist für Selbstversorger mit allem
Komfort eingerichtet. In herrlicher Lage, mitten im Wald, nur 400 m von der Schwarzwald-
hochstraße entfernt am Unterplättig, genießen Sie einen ungestörten Aufenthalt. Gute
Wandermöglichkeiten bis auf über 1000 m Höhe (Badener Höhe) und im Winter Ski-
sportmöglichkeiten. Lifte sind mit dem Bus erreichbar.
AWO Baden-Baden gGmbH      Rheinstr. 164      76532 Baden-Baden
Tel. (0 72 21) 36 17-20       Fax (0 72 21) 36 17-50       www.awo-bb.de

Info: 040/2809590 • nachprag@agaria.de • agaria.de

Entspannt auf Klassenfahrt!

Klassenfahrten Versailles
mit oder ohne Sprachkurs

ausgesuchte Gastfamilien, indiv. Programm

versailles@reichardt.eu, T: 06181 424830

www.reichardt.eu

Klassenfahrten London

mit oder ohne Sprachkurs

ausgesuchte Gastfamilien, indiv. Programm

london@reichardt.eu, T: 06181 424830

www.reichardt.eu

www.travelxsite.de
030-21805214

• Berlin – Stadtführungen
• Schülertouren mit dem Rad,  
   zu Fuß, im Bus

Andalusien
Kleines Ferienhaus auf Finca im
Olivenhain am Naturschutzpark 

bietet Ruhe und Erholung.
Für Wanderer ein Paradies.

T: 05171/16343  www.la-ruca.de

75652_2014_03_Mueller.indd   1 21.01.2014   16:51:57

Insel Rügen: Ferienwohnungen in 
Putbus für 2 bis 4 Personen: ruhig, son-
nig, Natur pur; Tel. 038301 60289,
www.ferienhaus-sonneninsel-ruegen.de

www.schulorganisation.com
Dokumentation

Organisation  
Rechtssicherheit

T 02521 29905-10

BERLIN: Ideal für SABBATICAL-Aufenthalte/
Fortbildungen Dazu die preisgünstige, super 
ausgestattete auf max. 6 Monate zu mietende 
möblierte Wohnung für maximal 2 Personen
Infos: www.Berlincentral-Appartment.com
Mail: e.baechle@t-online.de / Tel. 01702331409

       Klasse  
Wohldenberg 
Klettern, Teamtraining,  
Lebensorientierung … 

www.hauswohldenberg.de 
bei Hildesheim 

Ferienunterkünfte gesucht!
In einem bundesweit einzigartigem Hilfsprojekt vermittelt der Verein 
Auszeit für die Seele e.V. aus NRW von Vermietern gespendete
Leerzeiten in Ferienwohnungen an Krebspatienten.
Krankenkassen steuern diese nach 18 Monaten
aus, zusätzlich zur Krebserkrankung
geraten die Patienten dann oft in
wirtschaftliche Not. Ein normaler Urlaub
ist dann nicht mehr finanzierbar. Der Verein
übernimmt die Vermittlung und Zahlung der
anfallenden Nebenkosten.

Der Verein sucht bundesweit „Gastgeber mit Herz“
zur Unterstützung des Projektes.

Infos unter www.Auszeit-für-die-Seele.info

Spendenkonto
DE62 3702 0500 0000 1020 30 
www.Aktion-Deutschland-Hilft.de

Nothilfe Zyklon Idai
Jetzt spenden! 
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Durch Wirbelsturm Idai haben 
Hunderttausende Menschen alles 
verloren. Aktion Deutschland Hilft 
leistet Nothilfe. Helfen Sie den 
Menschen jetzt – mit Ihrer Spende!
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